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Gegründet 1953 als „Das Hochschulwesen”, vereinigt
mit „Hochschulausbildung. Zeitschrift für Hochschulfor-
schung und Hochschuldidaktik”, gegründet 1982 von
der Arbeitsgemeinschaft für Hochschuldidaktik (AHD).
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Übergangsstelle in Bildungsbiographien in den Blick genommen. 

Die Arbeiten reichen von der Vorstellung einer empirisch fundierten
Analyse typischer Problemlagen in Studieneingangsphasen über die
Darstellung von Instrumenten zur Entwicklung von Studieneingangs-
phasen bis hin zur kritischen Reflexion der Studieneingangsphasen-
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Vor dem Hintergrund der Umstellung von Studiengängen im Zuge
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forderungen und Problemstellungen, mit denen Studiengangspla-
nende, Hochschullehrende wie auch Studierende in der Studienein-
gangsphase konfrontiert sind. 

Darüber hinaus werden für eine Entwicklung von Studiengängen und
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lichkeit eingeräumt worden ist, eige-
ne Auswahlverfahren anzuwenden, ist
ein Vergleich und ist Transparenz nur
noch sehr schwer herstellbar. Hartmut
Hinneberg, ehemaliger Leiter der Stu-
dienberatung der Universität Ulm und
Spezialist für die Analyse dieser Ver-
fahren, hat ein Simulationsmodell
zum Vergleich der Auswirkungen der
lokalen Regelungen entwickelt. Seine
erstaunlichen Ergebnisse präsentiert
er in seinem Beitrag: Der „Test für Medizinische Stu -
diengänge“ im Auswahlverfahren der Hochschulen. „Da-
durch werden Vergleiche möglich und Zusammenhänge
sichtbar, die sich aus den Auswahlsatzungen so nicht ab-
leiten lassen”, formuliert der Verfasser.

Zwar ist schon lange bekannt, dass sich ein guter Teil des
späteren Studienerfolgs in den ersten beiden Semestern
entscheidet, aber die Versuche, den Erstsemestern Hilfen
zur Studieneinführung zu bieten, waren nur selten aus-
reichend. Zum Teil waren sie zu kurz, zum Teil fehlten
empirische Daten darüber, welche Probleme die Ziel-
gruppe tatsächlich hatte; zum Teil waren die eingesetz-
ten Mittel zur Problemlösung nicht ausreichend, weil es
an professionellen hochschuldidaktischen Kenntnissen
(inclusive der Lernpsychologie) mangelte oder etwa ein-
gesetzte Tutor/innen mangelhaft geschult waren, sodass
trotz guten Willens keine funktionale Studieneingangs-
phase zustande kam. Schon die Problemwahrnehmung
erweist sich oft als schwierig, weil das Scheitern des Mo-
dells oft kurzschlüssig auf die mangelnde Eignung der
Erstsemester zurückgeführt wird. Dann entfallen leicht
die Gründe, eher die Güte des eigenen Modells zu über-
prüfen. Anders eine Gruppe an der Universität Wien, die
die Erstsemester und das Einführungsprogramm empi-
risch untersucht haben.  Philipp Budka, Claudia Schallert,
Lukas Mitterauer & Markus Hintermayer haben ihre Er-
gebnisse in dem Beitrag: Neue Entwicklungen und He -
rausforderungen im sozialwissenschaftlichen Studium
zusammengefasst.

Zwar gibt es mittlerweile eine unüberschaubare Menge
von Versuchen, E-Learning bzw. Blended Learning in den
Studienbetrieb zu integrieren. Dies aber auch in mobiler
Kommunikation mit iPads kombiniert mit Internet-Blogs
auf Basis des weiter ausgebauten WLAN-Netzes zu kon-
zipieren und im Rahmen fortschrittlicher didaktischer
Konzepte zu erproben, hat bisher Seltenheitswert. Damit
wird neben der fachlichen auch die Kommunikations-
kompetenz gefördert. Die Universität Kassel begann seit
2010 im Projekt „Mobile Hochschule” mit der Erpro-
bung. Andreas D. Schulz hat die neuen Möglichkeiten im
Rahmen der Politikwissenschaft im projektorientierten
Studium eingesetzt. In seinem Artikel: Mobiles Online-
Projektseminar „Internetpolitik und schwache Interes-
sen” berichtet er über das Vorgehen und die Ergebnisse.

W.W.

W.-D. Webler

Die erfolgsorientierte Mittelverteilung im Hochschulbe-
reich ist seit Jahren in allen Bundesländern eingeführt.
Ihre Ausgestaltung sieht aber sehr unterschiedlich aus.
Auch kann es – so lautete die Kritik von Anfang an – zu
Fehlsteuerungen kommen, wenn die jeweiligen Zielver-
einbarungen im Lande nicht in eine Rahmenplanung
eingebettet sind (und das sind sie nicht, seit sich der
Staat aus der Planung zugunsten einer an dieser Stelle
falsch verstandenen Hochschulautonomie zurück gezo-
gen hat. Der Staat sollte zwar nicht Lenker, aber weiter-
hin Gesprächspartner mit Gesamtvorstellungen für das
Land (und darüber hinaus) sein. Reine Erfolgsorientie-
rung kann falsch sein. Hier ist immer wieder zu betonen,
dass es unter übergreifenden Planungsgesichtspunkten
sinnvoll sein kann, eine noch nicht erfolgreiche, aber
strukturell notwendige Einrichtung zu fördern, bis sie Er-
folg hat. Thomas Günther, Sebastian John, Nancy Groß-
mann, Ulrike Henke & Bianca Schönherr haben sich in
einem Drittmittelprojekt mit der Implementierung von
Elementen der Neuen Hochschulssteuerung im sächsi-
schen Wissenschaftsministerium beschäftigt. In diesem
Zusammenhang haben sie sich auch die Mittelvertei-
lungssysteme der anderen Bundesländer angesehen und
verglichen. Das Ergebnis wird hier publiziert: Gestal-
tungsmöglichkeiten eines staatlichen Mittelverteilungs-
systems im Hochschulsektor: Ein Ländervergleich.

Fremd- und Selbstbilder weichen bekanntlich voneinan-
der ab. Daher ist es immer wieder nützlich, die eigenen
Realitätsvorstellungen mit den Eindrücken und aufkom-
menden Fragen von außen aus einem internationalen
Blickwinkel zu vergleichen. Johannes Balve, als Hoch-
schullehrer in Japan lehrend, beschäftigt sich seit Jahren
kontinuierlich mit neueren Hochschulentwicklungen
(nicht nur in Deutschland). In seinem Artikel Quo vadis
universitas? Kritische Bemerkungen aus der Außenpers -
pektive stellt er Fragen zur Zukunftsfähigkeit der deut-
schen Hochschulen, zu Hochschulpolitik, Hochschul-
strukturen und  Bildungszielen. Internationale Verglei-
che können nachdenklich machen.

An der Klinik für Kinder- und Jugendpsychiatrie/Psycho-
therapie des Universitätsklinikums Ulm ist ein brisantes
Thema aufgegriffen worden, das viel zu wenig in der
breiteren Öffentlichkeit behandelt wird: Die Wahrneh-
mung von und der Umgang mit Gefährdungspotenzialen
bei Studierenden. Im Rahmen eines Projekts wurde ein
Curriculum zur Schulung von Beratenden an Hochschu-
len, Universitäten und Studentenwerken zum Umgang
mit gefährdeten Studierenden entwickelt und erprobt.
Darin werden Themen wie: Suizidalität – Zielgerichtete
Gewalt/Aggression – Stalking für den Praktiker aufgear-
beitet. Thea Rau, Andrea Kliemann, Jörg M. Fegert &
Marc Allroggen stellen die Ergebnisse vor.

Auswahlverfahren zur Vergabe von Studienplätzen all-
gemein und für die Medizinische Studiengänge ganz be-
sonders haben sich längst zu einem hochkomplexen Sy-
stem entwickelt. Das HSW hat darüber schon früher be-
richtet (HSW 4/2003). Seit den Universitäten die Mög-
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In Zeiten knapper Staatskassen ist eine effiziente Ver-
wendung staatlicher Mittel geboten. Im Hochschulsek-
tor ist daher eine leistungsorientierte Verteilung staatli-
cher Mittel an die Hochschulen gängige Praxis. Seit Be-
ginn der 90er Jahre wurden die unterschiedlichsten Mit-
telverteilungssysteme zwischen Bundesländern und den
Hochschulen eingeführt und ständig weiterentwickelt.
Alle deutschen Bundesländer besitzen nach heutigem
Stand bereits Erfahrungen mit einer leistungsorientier-
ten Mittelverteilung. Aufgrund des heterogenen Auf-
baus der einzelnen Modelle können diese, ungeachtet
gleicher Kennzahlen, unterschiedliche Steuerungswir-
kungen entfalten. Dieser Artikel untersucht am Beispiel
der Bundesländer schrittweise die grundlegenden Ge-
staltungsoptionen, die bei einer Konzeption eines Mit-
telverteilungsmodells bestehen und bei der Entwicklung
bedacht werden sollten. Weiterhin geht der vorliegende
Artikel auf die grundlegenden Unterschiede zwischen
einer reinen Budgetierung und einer Mittelverteilung
ein. Die Daten der Modelle der einzelnen Bundesländer
basieren auf den Informationen zum Stand 30. Septem-
ber 2011.

1. Allgemeines

Budgetierung vs. Mittelverteilung
Der Begriff der Budgetierung ist nicht eindeutig defi-
niert. Bisweilen wird auch bei einer Mittelzuweisung an-
hand von Leistungskriterien an die einzelnen Hochschu-
len von einer Budgetierung gesprochen. In der Regel
handelt es sich hierbei aber nicht um eine Budgetierung
anhand eines Preismodells, bei dem ein fester
(Geld)Wert pro Leistungseinheit zugewiesen wird, son-
dern um ein Verteilungsmodell, bei dem ein fixer nach
oben gedeckelter Betrag anhand von Leistungskennwer-
ten verteilt wird (Fangmann 2008, S. 49). Im Grunde
sollte deshalb zwischen einer Budgetierung sowie einer
Mittelverteilung unterschieden werden. Bei einer out-
putorientierten Budgetierung wird einer Organisations-
einheit ein monetärer Wert für einen vorgegebenen
Out putwert zugewiesen (Küpper 2008, S. 360 ff.). Die
Gesamtzuweisung einer Organisationseinheit kann folg-
lich mit der Outputmenge variieren. Bei einer Mittelver-
teilung hingegen wird ein fixer Gesamtzuweisungsbetrag
anhand von Leistungskriterien (Output) auf mehrere Or-

Thomas Günther, Sebastian John, Nancy Großmann, 
Ulrike Henke & Bianca Schönherr

Gestaltungsmöglichkeiten eines staatlichen 
Mittelverteilungssystems im 
Hochschulsektor: Ein Ländervergleich

Sebastian John

Performance-related funding in higher education has been introduced in all federal states for years. However, its
organisation varies greatly. And it can lead to mismanagement, as has been criticized from the beginning. Pure
performance orientation may be wrong. It must be emphasized again, that it may be useful to support a structu-
rally necessary but not yet successful institution from overarching planning perspectives until it achieves success.
In an externally funded project, Thomas Günther, Sebastian John, Nancy Großmann, Ulrike Henke & Bianca
Schönherr have worked on the implementation of elements of the new higher education management in the
Saxon Ministry of Science. In this context, they also looked into and compared systems of allocating resources in
other federal states. The results are published here: Possibilities of Creating a National Resource Allocation Sys -
tem in Higher Education: A Comparison between Federal States.

Thomas Günther

Bianca SchönherrUlrike HenkeNancy Großmann
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ganisationseinheiten aufgeteilt. Der zu verteilende Ge-
samtbetrag bleibt jedoch konstant. Im Hochschulbe-
reich halten im Allgemeinen die zuständigen Ministerien
einen festen Budgettopf vor, der ganz oder zum Teil in-
dikatorengestützt auf mehrere Hochschulen verteilt
wird. Folglich muss streng genommen von einem Mit-
telverteilungsmodell und nicht von einer Budgetierung
gesprochen werden. Dies spiegelt sich insbesondere bei
Leistungsverbesserungen, also einem höheren Leis -
tungsoutput der Hochschulen, wider. Während bei einer
reinen outputorientierten Budgetierung in jedem Fall
den Hochschulen bei einer Leistungssteigerung mehr
Mittel zustehen, ist dies bei einer Mittelverteilung nicht
der Fall. Somit kann eine simultane Leistungsverbesse-
rung mehrerer Hochschulen dazu führen, dass keine
Hochschule zusätzliche Mittel erhält, da der Gesamtan-
teil an den zu verteilenden Mitteln konstant bleibt und
ein „Nullsummenspiel“ realisiert wird.
Sowohl bei einer Budgetierung als auch bei einer Mittel-
verteilung kann eine Kostenunter- als auch eine Kos -
tenüberdeckung möglich sein. Bei der Entscheidung für
ein bestimmtes Modell zur Mittelverteilung ist grund -
s ätzlich zu beachten, dass Hochschulen Fixkosten auf-
weisen, die in jedem Fall, unabhängig von deren Ausla-
stung auftreten. Dies sind zumeist Personalkosten als
auch Kosten der Infrastruktur. Die Gesamtkosten einer
Hochschule resultieren demnach aus der Summe der
fixen Kosten und der variablen Kosten, die in der Regel
mit der Auslastung variieren. Können die zugewiesenen
Mittel diese anfallenden Kosten einer Hochschule nicht
decken, spricht man von einer Kostenunterdeckung,
konträr von einer Kostenüberdeckung. Insbesondere bei
einem Mittelverteilungsmodell sind beide Fälle möglich,
da hier ein konkreter Kostenbezug zur Leistungseinheit
prinzipiell fehlt. Da die Einnahmen und damit die Finan-
zierungsmasse der Länder jedoch unabhängig von der
Leistung der Hochschulen sind, muss zwangsläufig die
Höhe des Gesamttopfes für die Hochschulen gedeckelt
sein. Bei einer Finanzierung über Hochschulgebühren
läge jedoch der Budgetierungsfall vor, da dann Output
mit Einnahmen gekoppelt ist. Ungeachtet dessen wird
mit der Einführung einer Mittelverteilung im Hochschul-
sektor anhand von Leistungsindikatoren versucht, die
Funktionen einer Budgetierung zu adaptieren. Diese
werden nachfolgend kurz vorgestellt und wenn nötig an
eine Mittelverteilung angepasst.

Funktionen der Budgetierung
Mit der Durchführung einer Budgetierung werden ver-
schiedene Ziele verfolgt. Zum einen soll die Vergabe der
Budgets sowohl die Hochschulen als auch deren Mitar-
beiter motivieren, sich für die festgelegten Ziele der Or-
ganisation einzusetzen. Diese Funktion wird als Vorga-
be- und Motivationsfunktion bezeichnet (Küpper 2008,
S. 361 ff.). Im Bereich der Hochschulen werden Ziele di-
rekt in Zielvereinbarungen oder indirekt durch die Defi-
nition von Kennzahlen in der Mittelverteilung festgehal-
ten. Die in der Budgetierung angedachte Motivations-
funktion durch Zielerreichung wird jedoch in einem Mit-
telverteilungssystem aufgrund des oben genannten
Nullsummenspiels abgeschwächt, da bessere absolute

Leistungen nicht zwangsläufig zu einer höheren Mittel-
vergabe führen. Somit muss sich jede Hochschule „nur“
relativ verbessern, um bei gleichzeitiger Verbesserung
aller Hochschulen einen höheren Mittelanteil zu erhal-
ten. Inwieweit dies eher zu einer Druck- und weniger zu
einer Motivationsfunktion führt, ist nicht Gegenstand
dieses Artikels, sollte jedoch genauer untersucht werden
(Jaeger 2008, S. 95). Um die gesetzten Leistungsziele zu
erreichen, müssen die Hochschulen Maßnahmen für
Forschung und Lehre einleiten (Initiierungsfunktion).
Die aufgrund der initiierten Maßnahmen erreichten Lei-
stungswerte werden mit den vorgegebenen Zielen verg-
lichen. Die zu diesem Zweck durchgeführte Abwei-
chungsanalyse dient daher auch als Kontrollfunktion.
Darüber hinaus können Budgets die Koordination der
sachlichen als auch der personellen Ausstattung der
Hochschulen unterstützen. Dies wird als Prognosefunk-
tion beschrieben. Knappe Ressourcen werden dorthin
gelenkt, wo der Bedarf am größten und die Wirkung am
effektivsten sind (Küpper 2008, S. 362). Auch diese
Funktion besitzt bei einem Mittelverteilungssystem im
Gegensatz zu einer reinen Budgetierung eine einge-
schränkte Wirkung, da bei einer Mittelverteilung nicht
die adäquaten Mittel zugewiesen, sondern vielmehr die
zur Verfügung stehenden Mittel nur leistungsorientiert
aufgeteilt werden. Diese Aufteilung der finanziellen und
nicht finanziellen Ressourcen mit Hilfe von Vorhersagen
auf Organisationen und Bereiche wird auch als Allokati-
onsfunktion bezeichnet (Küpper 2008, S. 361; vgl. zur
Budgetierung Coenenberg/Fischer/Günther 2009). 

2. Stellschrauben eines staatlichen 
Budgetierungsmodells

Die Steuerungswirkung eines Budgetierungsmodells
hängt von dessen strukturellem Aufbau sowie den kon-
kreten inhaltlichen Ausgestaltungen ab. In Anbetracht
dessen, dass die Gesetzgebungskompetenz im Bereich
der Hochschulen bei den Ländern liegt, fällt die indivi-
duelle Ausgestaltung sowohl im Aufbau als auch inhalt-
lich zwischen den Bundesländern sehr heterogen aus.
Grundsätzlich können verallgemeinernd verschiedene
„Stellschrauben“ eines Mittelverteilungsmodells identi-
fiziert werden. Die einzelnen Stellschrauben sollen hier-
bei verdeutlichen, dass bereits auf einer höheren, struk-
turellen Ebene steuerungswirksame Entscheidungen ge-
troffen werden, die die Wirkung des Mittelverteilungs-
modells erheblich beeinflussen. So kann es durchaus
sein, dass die Indikatoren in den Bundesländern iden-
tisch oder sehr ähnlich sind und dennoch unterschiedli-
che Steuerungswirkungen aufgrund der individuellen
Modellbeschaffenheit entfalten. Beispielhaft hierfür sind
die Studentenzahlen, die sowohl als Kostennormwert im
Grundbudget oder als Verteilungsschlüssel im Leistungs-
budget jeweils unterschiedliche Wirkungen aufweisen.
Im folgenden Abschnitt werden die wesentlichen fünf
Stellschrauben vorgestellt und unter Berücksichtigung
der Ausprägungen in den Ländern näher erläutert.1

1 Alle länderspezifischen Modellinformationen basieren auf den aufgeführ-
ten Quellen des Quellenverzeichnisses. 
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1. Stellschraube (A): Höhe des verteilbaren Gesamtbud-
gets
In einigen Bundesländern werden Vereinbarungen zwi-
schen Landesregierungen und Hochschulen abgeschlos-
sen. Darin werden die Rahmenbedingungen des Hoch-
schulbudgets über einen bestimmten Zeitraum festge-
legt. Primär lassen sich bei der Höhe des Gesamttopfes
drei Varianten unterscheiden (siehe Tabelle 1). Zum
einen kann der Budgettopf fix gestaltet werden. Das be-
deutet, dass über die Laufzeit hinweg eine feste Summe
vereinbart ist (z.B. Baden-Württemberg, Nordrhein-
Westfalen) (König 2011, S. 21). Zum anderen existiert
die Möglichkeit, einen teilweise variablen Topf zu defi-
nieren. Dieser kann zum Beispiel anhand des Steuerauf-
kommens definiert werden (z.B. Hessen). Des Weiteren
kann das Budget mit jeder Haushaltsverhandlung neu
vereinbart werden und ist somit vollständig variabel
(z.B. Rheinland-Pfalz) (König 2011, S. 21). Der Vorteil
einer fixen Budgetzuweisung über einen festgelegten
Zeitraum besteht in der Planungssicherheit der Hoch-
schulen und damit verbunden auch im Aufzeigen der
Bedeutung des Bildungssektors für das jeweilige Bun-
desland. Demgegenüber steht der Nachteil, dass even-
tuelle Steuermindereinnahmen des jeweiligen Bundes-
landes zu überproportionalen Einsparungen in anderen
Bereichen führen, um diese im Sinne des Gesamt-
deckungsprinzips gemäß § 7 Satz 1 Haushaltsgrundsät-
zegesetz (HGrG) auszugleichen. Darüber hinaus droht
bei einem starken Rückgang der Finanzmittel die Gefahr
von nachträglichen Haushaltssperren. Obwohl in der
Vergangenheit Gesamtbudgets fest vereinbart waren,
kam es häufig zu Nachverhandlungen oder Ergänzungs-
verträgen, die wiederum zu Unsicherheiten und Ein-
schränkungen der Hochschulautonomie führten (Kanz-
lerarbeitskreis 2009, S. 16). 

1. Stellschraube (B): Dauer der Vereinbarungen über den
Finanzrahmen
Unabhängig von der Höhe des für die Hochschulen zur
Verfügung stehenden Budgettopfes ist der Zeitraum, für
den das Modell gilt, nicht minder bedeutend und wird
ebenfalls von jedem Bundesland unterschiedlich gere-
gelt (siehe Tabelle 2). Hochschulen müssen auf das Mo-
dell reagieren können, was aufgrund der hohen Fixko-
stenanteile und der nur langfristigen Gestaltbarkeit von
Forschung und Lehre einen längeren Zeitraum benötigt.
Daher sollten die Vereinbarungen einen mehrjährigen
Zeitraum besitzen, damit ein gewisses Maß an Planungs-
sicherheit gewährleistet werden kann und die beabsich-
tigten Steuerungswirkungen sich entfalten können. Bei
Doppelhaushalten der Länder ist eine zeitliche Deckung
mit den Doppelhaushalten zu empfehlen. Die kürzeste
Laufzeit von Vereinbarungen über die Höhe des Budget-
topfes beträgt derzeit drei Jahre und ist beispielhaft für
das Land Sachsen-Anhalt in der „Rahmenvereinbarung
zu den Zielvereinbarungen 2011 – 2013“ festgelegt. Der
„Solidarpakt II“ in Baden-Württemberg gilt für die
Dauer von acht Jahren und besitzt somit die längste
Laufzeit. Aber auch ohne eine entsprechende für den
gesamten Hochschulsektor geltende, übergreifende Ver-
einbarung, werden die finanziellen Rahmenbedingun-
gen der einzelnen Hochschulen in der Regel mehrjährig
festgelegt. Beispielsweise können solche Regelungen in
individuellen Zielvereinbarungen (z.B. Saarland) getrof-
fen werden. In Mecklenburg-Vorpommern wird der fi-
nanzielle Rahmen in einem Papier des Landtages über
die Eckwerte der Hochschulentwicklungsplanung 2011-
2013 festgelegt. Aufgrund der mehrjährigen „Gewiss -
heit“ des Finanzvolumens erhalten die Hochschulen Pla-
nungssicherheit.

Tabelle 1: 

Tabelle 2:
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2. Stellschraube: Aufteilung des Budgets auf die Hoch-
schularten
Die Aufteilung des für die Hochschulen zur Verfügung
stehenden Gesamtbudgettopfes auf die einzelnen Hoch-
schularten ist ebenso frei gestaltbar (siehe Tabelle 3).
Eine Option besteht darin, dass für jede Hochschulart,
zum Beispiel Universitäten, Fachhochschulen oder
Kunsthochschulen, ein eigener Budgettopf vorgehalten
wird. In Thüringen wird eine solche getrennte Betrach-
tung zugrunde gelegt, sodass es sich im Ergebnis um ein
sogenanntes Dreikreismodell für Universitäten, Fach-
und Kunsthochschulen handelt. Der Wettbewerb um
die Budgetanteile findet demzufolge lediglich zwischen
Hochschulen gleicher Art statt. Vorteile einer differen-
zierten Betrachtung der einzelnen Hochschularten sind
die Berücksichtigung spezifischer Charakteristika und
eine Vereinfachung der Leis tungskriterien (z.B. für
Kunsthochschulen), wohingegen ein Nachteil im Zwang
zur Festsetzung der Höhe der einzelnen Zuweisungen
auf die Kreise zu sehen ist. Besonders die Festschrei-
bung historischer Anteile kann in Zeiten struktureller
Veränderungen zum gravierenden Nachteil einiger
Hochschularten werden (z.B. Veränderung der Anteile
der Studenten zwischen Fachhochschulen und Univer-
sitäten). Alternativ dazu können auch mehrere oder alle
Hochschularten um ein Budget konkurrieren (z.B. Bran-
denburg oder Schleswig-Holstein). Während in Bran-
denburg alle Hochschularten nach dem gleichen System
ihre Mittel erhalten, konkurrieren in Schleswig-Holstein
Fachhochschulen sowie Kunst- und Musikhochschulen
um einen Budgettopf. Es führen demzufolge lediglich
die Universitäten einen separaten Wettbewerb unter-
einander. Werden mehrere Hochschularten zusammen
betrachtet, kann beispielsweise über verschiedene (Ge-
wichtungs-)Faktoren einer möglichen strukturellen Un-
gleichbehandlung entgegengesteuert werden. Diese Art
der Verteilung besitzt jedoch den Nachteil, dass nur sol-
che Indikatoren berücksichtigt werden können, die
hochschulartenübergreifend gelten (z.B. Ausschluss von
Publikationen bei Kunsthochschulen oder von Promo-

tionen bei Fachhochschulen). Diese könnten wiederum
zu unscharf sein, um die gewünschte Steuerungswirkung
zu erzielen.

3. Stellschraube: Aufteilung des Budgets
Ist die Summe, die für die jeweilige Hochschulart verteilt
werden kann, festgelegt, stellt sich die Frage, wie diese
Gelder vergeben werden. In der Regel erfolgt dabei eine
Aufteilung in verschiedene Budgettöpfe, so genannte
„Säulen“ (siehe Tabelle 3). Die Säulen sollten 4so konzi-
piert sein, dass sie ein klar definiertes Merkmal oder Ziel
widerspiegeln. Dabei halten die meisten Bundesländer
jeweils Mittel für die Grundfinanzierung, die Leistungsfi-
nanzierung sowie sonstige Finanzierungen vor. In Sach-
sen sieht bereits das Gesetz gemäß § 11 Absatz 7 Satz 1
Sächsisches Hochschulgesetz (SächsHSG) vor, dass die
Mittelzuweisung aus Grund-, Leistungs- und Innova -
tionsbudget besteht. Entscheidend ist primär die Ge-
wichtung der „Säulen“. Wie eingangs bereits erwähnt,
sollte stets die Kostenstruktur der Hochschulen Berück-
sichtigung finden, um eine Über- oder Unterfinanzierung
zu vermeiden. Folgt man der betriebswirtschaftlichen
Denkschiene, sollte das Grundbudget die fixen Kosten
abdecken und das Leistungsbudget den variablen Teil
ausmachen. Problematisch ist jedoch, dass mangels vor-
handener und stabiler Kostendaten der Fixkostenanteil
in der Regel schwer zu bestimmen ist. Anderenfalls kann
es zu erheblichen Fehlsteuerungen kommen. Die Hoch-
schulen können kurzfristig aufgrund des hohen Fixko-
stenanteils sehr unflexibel auf große Einnahmenverände-
rungen reagieren und benötigen daher ein gesichertes
Grundbudget. Die Grundfinanzierung liegt in vielen
Bundesländern zwischen 70 und 95% (z.B. Hessen 75 %,
Nordrhein-Westfalen 80%, Saarland ca. 95%). Je nach
Beschaffenheit des Grundbudgets erhalten die Hoch-
schulen ein leistungsabhängiges Budget. Hierfür halten
die Länder in der Regel formelbasierte Modelle vor. Im
Jahr 2010 lag der Anteil der Leistungsbudgets an den
staatlichen Haushaltsmitteln bei drei Ländern unter 5%
(Bayern, Sachsen, Schleswig-Holstein), bei sieben Län-

Tabelle 3:

Tabelle 4:

Th. Günther, S. John, N. Großmann, U. Henke & B. Schönherr n Gestaltungsmöglichkeiten ...HSW
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dern zwischen fünf und 20% (Hamburg, Baden-Würt-
temberg, Brandenburg, Hessen, Mecklenburg-Vorpom-
mern, Niedersachsen, Nordrhein-Westfalen) und bei drei
Ländern über 20% (Berlin, Rheinland-Pfalz, Thüringen).
Lediglich Bremen, Sachsen-Anhalt und Saarland wende-
ten im Jahr 2010 keine klassischen Mittelverteilungsmo-
delle an. In Bremen wurde die leistungsorientierte Mit-
telverteilung 2008 ausgesetzt, in Sachsen-Anhalt kam es
erst 2011 zur Einführung und das Saarland besitzt zum
Teil nur eine Hochschule innerhalb einer Hochschulart,
sodass Indikatoren zur Steuerung individuell in Zielver-
einbarungen festgehalten werden (Jaeger 2011, S. 18).
Darüber hinaus können weitere Säulen definiert werden,
beispielsweise in Form von Sondertatbeständen. Son-
dertatbestände sind Sonderzuweisungen an einzelne
Hochschulen aufgrund hochschulindividueller Spezifika.
Diese können in der Regel nicht pauschal im Rahmen
eines Modells abgebildet werden. In Hessen wird bei-
spielshalber der Sondertatbestand „Botanischer Garten“
gebildet. Des Weiteren können Mittel für Strukturent-
wicklungen (z.B. Brandenburg) oder einzelne Projekte
und Maßnahmen (z.B. Schleswig-Holstein) vergeben
werden.

4. Stellschraube: Bemessungsgrundlage der Säulen
Sind die einzelnen Säulen und deren Merkmale defi-
niert, müssen folglich die Messkriterien festgelegt wer-
den. Um innerhalb der Säulen eine Verteilung auf die
einzelnen Hochschulen vorzunehmen, sind entspre-
chende Indikatoren zugrunde zu legen. Es ist zu ent-
scheiden, ob hierfür ein oder mehrere Indikatoren pro
Säule zu definieren sind (Tabelle 5). Hierfür werden in
den Hochschulgesetzen der Länder keine konkreten
Vorgaben getroffen. Als Bemessungsgrundlage sind
beide Varianten möglich. Grundsätzlich lässt sich sagen,
dass eine geringe Anzahl von Bemessungsfaktoren die
Nachvollziehbarkeit und Transparenz des Modells be-
günstigen. Es besteht jedoch die Gefahr, dass sich Hoch-
schulen auf genau diese wenigen Faktoren fokussieren
und andere Aspekte des Hochschulwesens keine
Berücksichtigung finden. Um dies zu umgehen, können
mehrere Messkriterien berücksichtigt und somit auftre-
tende Fehlsteuerungen vermieden, respektive reduziert
werden. Nachteilig sind jedoch die Komplexitätser-
höhung und die Festlegung, dass der Budgettopf, der für
die Säule zur Verfügung steht, noch einmal für jeden
einzelnen Indikator aufgeteilt wird (z.B. Brandenburg,
Nordrhein-Westfalen). Diese Aufteilung führt bei genau-
er Betrachtung dazu, dass aus einer Säule mehrere Bud-
getsäulen entstehen. Infolge dessen existieren mehrere
Säulen, in denen jeweils die Hochschulen bezüglich
eines Indikators konkurrieren. Alternativ zu dieser Indi-
katorenaufteilung in einzelne Säulen können einzelne
Leistungen/ Indikatoren mit Punkten oder Gewichtun-
gen versehen werden (z.B. Hessen). Über deren Summe
wird schließlich das jeweils für die Säule zur Verfügung
stehende Budget auf die Hochschulen aufgeteilt. Ergo
wird die Säule nicht für jeden Indikator geteilt, sondern
die Gelder der Säule über die Summierung verschiede-
ner gewichteter Indikatoren aufgeteilt. In Hessen wer-
den für bestimmte Kriterien Punkte vergeben, beispiels-

weise 600 Punkte je tausend Euro Drittmittel oder
12.000 Punkte für eine Promotion. Dies bietet den Vor-
teil, dass eine Hochschule über die Gesamtleistung ge-
messen wird und Schwächen durch Stärken innerhalb
der Säule ausgleichen kann, was wiederum bei einer ge-
trennten Indikatorenbetrachtung (verschiedene Sub-
Säulen) nur bedingt möglich ist. Als großer Nachteil ist
hierbei die Aggregation verschiedener Indikatoren zu
einem Punktwert zu sehen, da wie in Hessen Faktoren
unterschiedlich gewichtet werden und diese Gewich-
tung erst einmal festgelegt werden muss und nicht
immer objektiv nachvollziehbar ist. Nachfolgend wer-
den die häufigsten Indikatoren für die Säulen des
Grund- und Leistungsbudgets kurz vorgestellt.
Bereits im Grundbudget ist zu entscheiden, ob die Mit-
tel entsprechend der bisherigen Verteilung vergeben
werden oder ob bereits hier Indikatoren Berücksichti-
gung finden sollen. Die erste Variante beinhaltet die
Fortschreibung einer historisch gewachsenen Mittelzu-
weisung (z.B. Nordrhein-Westfalen). Im zweiten Fall
steht bereits im Grundbudget die Leistung der Hoch-
schule im Mittelpunkt, was zu größeren Umverteilungen
unter den Hochschulen führen kann (z.B. Brandenburg,
Hessen, Rheinland-Pfalz, Schleswig-Holstein). Die Indi-
katoren sollten jedoch so gewählt werden, dass diese
dem Fixkostencharakter der Hochschulen entsprechen
(z.B. Anzahl der Professorenstellen, Anzahl der Mitar-
beiterstellen oder Anzahl der Studenten bei hundertpro-
zentiger Kapazitätsauslatung). Hängt das Grundbudget
von der Leistung ab, stellt sich die Frage der leistungso-
rientierten Bezugsgröße. Eine Möglichkeit besteht darin,
Studenten- oder Personaldaten zugrunde zu legen, die
mit einem Kostennormwert oder einem Clusterpreis
multipliziert werden (z.B. Brandenburg, Hessen, Schles-
wig-Holstein). An dieser Stelle zeigt sich deutlich die
Problematik eines Mittelverteilungsmodells gegenüber
einer Budgetierung. Die Kostennormwerte und Cluster-
preise sind dem Grunde nach Äquivalenzziffern, um die
Verteilung gerechter zu gestalten, da in der Regel Mittel
verteilt und nicht die eigentliche Leistung vergütet wird.
Da die Budgets gedeckelt sind, kann selbst bei sehr
guter Leistung der Hochschulen nur dieses Budget ver-
teilt werden. In der Privatwirtschaft ist es hingegen
möglich mehr Mittel zu verteilen, da der Mehrleistung
in der Regel Mehrerlöse, z.B. aus einer größeren Anzahl
von verkauften Produkten, gegenüberstehen.
Im Leistungsbudget werden meist formelbasierte Mo-
delle angewendet. Die Höhe des Leistungsbudgets di-
vergiert von Land zu Land, in Abhängigkeit zum Grund-
budget. Die Ausgestaltung der Modelle ist sehr hetero-
gen. Bestimmte Indikatoren finden sich jedoch in vielen
Modellen wieder (z.B. Absolventen, Drittmittel, Gleich-
stellung, Promotionen) (z.B. Nordrhein-Westfalen, Sach-
sen-Anhalt, Schleswig-Holstein). Es ist allerdings zu be-
achten, dass die jeweilige Berechnungsmethodik häufig
variiert. Des Weiteren beziehen sich einige Bundeslän-
der darüber hinaus auf Habilitationen (z.B. Thüringen),
ausländische Studierende (z.B. Brandenburg) oder ande-
re Kriterien. Die sonstige Finanzierung neben dem
Grund- und Leis tungsbudget ist länderspezifisch eben-
falls differenziert ausgestaltet. Eine mögliche Ausprä-
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gung stellt die enge Verbindung dieser Mittel mit der Er-
füllung von Zielvereinbarungen (z.B. Brandenburg) oder
projektspezifischen Vorhaben dar (z.B. Schleswig-Hol-
stein). Somit kann eine individuelle Steuerung der ein-
zelnen Hochschule erreicht werden.

5. Stellschraube: Begrenzung der Umverteilungen
Zur Verhinderung von zu starken Umverteilungen der
Mittel können Kappungsgrenzen bestimmt werden, die
extreme Umverteilungen vermeiden oder minimieren
(Nordrhein-Westfalen). Darüber hinaus ist für die Ein-
führung eines Budgetierungsmodells ein Übergangs-
szenario denkbar, um mögliche Verschiebungen abzufe-
dern und den Hochschulen Zeit zu geben, sich auf das
neue Modell einzustellen (z.B. Sachsen-Anhalt, Thürin-
gen; vgl. weiterführende Informationen Hofmann/
Bruns/Schoder 2007). Eine Möglichkeit stellt hierbei
eine Mischung aus bisheriger Mittelverteilung und der
„neuen“ Mittelverteilung zu einem jeweiligen Prozent-
satz (z.B. 20% neues Modell und 80% altes Modell) dar
(z.B. Thüringen). Alternativ kann auch der leistungsab-
hängige Anteil der Mittel sukzessive erhöht werden (z.B.
Sachsen-Anhalt) (siehe tTbelle 6).

3. Zusammenfassung
Der dargestellte Leitfaden mit den einzelnen Stell-
schrauben (siehe Tabelle 7) kann darin unterstützen,
staatliche Mittelverteilungsmodelle sukzessive zu ent-
wickeln und Ursachen unterschiedlicher Steuerungswir-
kungen ungeachtet gleicher Indikatoren aufzudecken.
Mit Hilfe der einzelnen Stellschrauben können gezielt
Entscheidungen getroffen werden, die zum jeweiligen

landespolitischen Hochschulkonzept passen. Generell
sollte beachtet werden, dass jeder Indikator, der in
einem Mittelverteilungssystem angewandt wird und von
den Hochschulen beeinflusst werden kann, dazu führt,
dass alle Hochschulen sich in diesem Indikator verbes-
sern wollen und eventuell ein Nullsummenspiel stattfin-
det. Individuelle Belohnungen für die einzelnen Hoch-
schulen sind somit nur bedingt möglich und können je
nach Mittelverteilungssystem eventuell eher in den Ziel-
vereinbarungen erfolgen. 
Des Weiteren ist zu bedenken, dass ungeachtet der
Messkriterien bei kennzahlenbasierten Verteilungsmo-
dellen auch die Datenqualität gesichert werden muss. Es
sollten über alle Hochschulen die gleichen Definitionen
und Berechnungsmethoden Anwendung finden. Eine
Vergabe von Geldern über nicht eindeutige oder kom-
pliziert zu berechnende Kennwerte ist, wenn möglich,
zu vermeiden. Darüber hinaus entwickelt ein Modell nur
in Summe seine Steuerungswirkung. Teilvergleiche (z.B.
Vergleich der Grundbudgets) können diesen Aspekt nur
ungenügend berücksichtigen. Die Kriterien einer Mittel-
verteilung sollten landesweite und hochschulspezifische
Ziele widerspiegeln. Daher muss sich die Mittelvertei-
lung in ein landesweites Hochschulkonzept integrieren
und sollte unterstützend wirken. Eine Mittelverteilung
kann ein Hochschulkonzept nicht ersetzen, geschweige
denn als Grundlage hierfür dienen (Fangmann, Heise
2008, S. 52). Zuerst müssen die Visionen und Ziele der
Hochschulentwicklung klar definiert sein, bevor ein
sinnvolles Mittelverteilungssystem entworfen werden
kann. In der Vielzahl der Bundesländer ist ein solches
Hochschulkonzept vorhanden und wird mithilfe der
Mittelverteilung unterstützt.

Tabelle 5:

Tabelle 6:
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Seit Beginn der Exzellenzdebatte wurde erstmalig die
Leistungsfähigkeit deutscher Universitäten nachdrückli-
cher in Frage gestellt. Seitdem gab es in einigen Berei-
chen des Hochschulwesens Weiterentwicklungen. An-
gesichts der neueren Entwicklungen in der deutschen
Hochschullandschaft stellen sich Fragen zur Zukunfts-
fähigkeit der deutschen Universität aus der Außenpers -
pektive eines im Ausland lebenden Hochschullehrers.
Indem hier einige aus dieser Sicht relevanten Merkmale
hervorgehoben und mit Beobachtungen an ausländi-
schen Hochschulen konfrontiert werden, soll ein kon-
struktiver Beitrag zum Diskurs über die deutsche Hoch-
schulentwicklung geleistet werden. 
Zunächst stellt sich die Frage, was die Exzellenzdebatten
mit den entsprechenden Initiativen dazu beitragen, die
deutschen Universitäten leistungsfähiger zu machen.
Was ändert sich substantiell am Modell der deutschen
Massenuniversität? Strahlen die deutschen Leuchttürme
über die deutschen Grenzen hinaus? Daran schließt sich
die Frage an, inwiefern die an den westdeutschen Hoch-
schulen beklagte sogenannte Studentenflut nicht auch
als Potential betrachtet und genutzt werden könnte.
Nicht nur in diesem Zusammenhang bleiben allerdings
die Probleme einer angemessenen Finanzierung beste-
hen. Anhaltende Finanzierungsengpässe machen meines
Erachtens Überlegungen notwendig, wie zusätzliche
Quellen für die Hochschulfinanzierung erschlossen wer-
den können. 
Neben diesen eher die Hochschulpolitik berührenden
Fragen stellen sich auch solche zu strukturellen Proble-
men an den Hochschulen: Wie steht es um die Zukunft
der universitären Forschung, wenn der wissenschaftliche
Nachwuchs nicht ausreichend gefördert wird? Wäre es
nicht an der Zeit, den Sinn bzw. Unsinn der hierarchi-
schen Strukturen innerhalb der Hochschulen in Frage zu
stellen? Ein weiteres Thema: Sind die deutschen Hoch-
schulen wirklich offen für die allseits beschworene Inter-
nationalisierung? Und zum Schluss einige übergreifende

Fragen: Welche Rolle spielen Bildungsziele für die Hoch-
schulen? Gibt es da nicht neue Herausforderungen?

Die Exzellenzdebatte
Die Exzellenzdebatte in Deutschland wird auch im Aus-
land verfolgt, und ich werde gelegentlich von japani-
schen Kollegen gefragt, wie ich diese Entwicklung ein-
schätze. An welche Unis sollte man am besten Aus-
tauschstudenten schicken – oder: wären Kooperations-
vereinbarungen mit Exzellenz-Unis zu bevorzugen? 
Diese Frage ist für mich kaum zu beantworten. Zu emp-
fehlen ist jedenfalls, die relevanten Fachgebiete hin-
sichtlich des konkreten Kooperationszieles näher zu be-
trachten. Ich versichere aber dann auch, dass das Risiko
eines Fehlgriffes nicht so groß ist, weil es wirklich
schlechte deutsche Universitäten nicht gibt. Die Frage,
was es dann mit der Exzellenzinitiative auf sich habe,
bleibt damit natürlich offen. 
Mit der eingedeutschten Version von englisch “excellen-
ce” wollten die Initiatoren der Initiative offenbar den be-
lasteten Begriff der Elite vermeiden. “Excellence” ist nicht
Anspruch, sondern Ergebnis. In diesem Verständnis setzt
„Exzellenz“ Bewährung in der Praxis voraus und wird
neuerdings auch gemessen. Bewertungsmaßstäbe sind
Vergleiche, etwa im Sinne der nationalen oder interna-
tionalen Rankings. Es werden zwar zahlreiche gut be-
gründete Zweifel laut, ob die gängigen Rankings den An-
spruch einer objektiven Bewertung auch einlösen.1 Alter-
nativen sind gegenwärtig aber erst in der Entwicklung.2

As is generally known, self-image and the way others see us differ from each other. Therefore, it is always useful
to compare one’s own perception of reality with impressions and arising questions from the outside, from an in-
ternational perspective. Johannes Balve, teaching as a professor in Japan, has been working on new developments
in higher education (not only in Germany) continuously for years. In his article Quo Vadis Universitas? Critical
Comments from an Outside Perspective, he asks questions about the sustainability of the German universities,
about policies and structures in higher education, and about educational goals. International comparisons can be
thought-provoking.

Johannes Balve

Quo vadis universitas? 
Kritische Bemerkungen aus der Außenperspektive

Johannes Balve

1 Siehe EUA (European University Association): Global University Rankings
and their Impact (EUA Report on Rankings 2011, www.eua.be) In diesem
Vergleich internationaler Rankings werden zahlreiche methodische Män-
gel aufgeführt. Insbesondere die Überbewertung der Forschung gegen -
über der Lehre wird kritisiert. Bei den weltweit bedeutendsten Rankings
wie z.B. dem THE (Times Higher Education Supplement) kommt hinzu,
dass der Zitationsindex die angloamerikanischen Länder bevorteilt.

2 Siehe z.B. das Themenschwerpunktheft „(Wie) Ist geisteswissenschaftliche
Forschung bewertbar?” der Zeitschrift „Qualität in der Wissenschaft”, Jg.
3/H. 3+4.
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Entscheidend ist, dass die internationalen Rankings bei
der Beurteilung von Universitäten eine Rolle spielen.
Vor allem die für Deutschland ernüchternden Ergebnisse
waren es, die Argumente für eine Exzellenzförderung ins
Spiel brachten. 
Man muss heute konstatieren, dass sich trotz Exzellenz -
initiative die Hoffnung der Wissenschaftspolitiker, einige
deutsche Universitäten zu weltweit ausstrahlenden
„Leuchttürmen” aufrüsten zu können, nicht erfüllt hat.
Nicht einmal die internationale Wettbewerbsfähigkeit
hat sich sichtbar verbessert. Es überrascht im Ausland,
dass nach dem Maßstab der Rankingergebnisse die welt-
weit angesehene Wirtschaftsmacht Deutschland selbst
innerhalb Kontinentaleuropas keine führende Wissen-
schaftsmacht mehr ist. Man fragt sich beispielsweise,
wie es kommt, dass demgegenüber Deutschlands klei-
ner Nachbar, die Schweiz in internationalen Rankings so
gut abschneidet? 7 der insgesamt nur 12 Universitäten
werden nach dem Times Higher Education Ranking
(2011)3 zu den 150 weltweit besten gezählt. Von den
etwa 110 deutschen Universitäten schaffen es hingegen
nur 5. Auch die Niederlande mit ihren insgesamt nur 30
Universitäten haben mehr als die deutschen, nämlich 7
Universitäten unter den ersten 150. Genauso viele
zählen die Skandinavier mit ihren insgesamt 70 Univer-
sitäten zu den Top gelisteten. Vergleicht man die Ergeb-
nisse mit denen von 2004, dem Geburtsjahr der Exzel-
lenzinitiative, dann stellt man fest, dass die deutschen
Universitäten heute sogar bedeutend schlechter als da-
mals abschneiden.4 Wie auch immer man den Aussage-
wert der Ergebnisse einschätzen mag, die Zielsetzung
der internationalen Sichtbarkeit, die die Exzellenzinitia-
tive ja in erster Linie verfolgte, wurde nicht erreicht. 
War das 2004 entwickelte Konzept aber nicht schon im
Ansatz problematisch (Kritische Auseinandersetzung mit
der Exzellenzinitiative: Turner 2006; Münch 2007; Wag-
ner 2007, S. 7-20; Balve 2009 S. 56 ff.)? Schließlich wi-
derspricht die staatliche Vergabe des Etiketts „Exzellenz -
universität” doch der Tatsache, dass nicht vom Staat aus-
gezeichnete Anträge, sondern der Erfolg in der jeweili-
gen Wissenschaftsgemeinde darüber entscheidet, was
exzellent ist. Zudem kommt die Exzellenzförderung auch
nur Segmenten ohnehin schon starker Forschungsgebie-
te zugute, die, zu sogenannten Exzellenzclustern gebün-
delt, eine Ausnahmestellung an den Universitäten ent-
wickeln. Wo hingegen schon seit langem Defizite offen-
sichtlich sind, wie z.B. in der Lehre, meint man Exzellenz
nicht verorten zu müssen. Auch die Nachhaltigkeit der
Maßnahmen ist nicht gesichert. Was geschieht nach
2017, wenn die Mittel der Exzellenzinitiative versiegen?5

Sind die Exzellenz-Universitäten in der Lage, selbst die
dann fehlenden Mittel aus einer insgesamt gestärkten
Position heraus zu erwirtschaften? 
Abgesehen davon, dass die Exzellenzinitiative offenbar
nicht die internationalen Leuchttürme schaffen kann,
die die Bildungspolitiker versprochen hatten, bietet sie
auch auf nationaler Ebene keinen sichtbaren Erfolg.
Gute Ansätze von Universitäten in strukturschwachen
Regionen beispielsweise, die ja entwickelt werden
könnten, bekommen keine Chance. So sind die struktur-
schwachen Regionen im Osten und Norden der Bundes-
republik bei den Förderrunden weitgehend leer ausge-

gangen. Dabei könnte ein Blick in die Schweiz lehrreich
sein. Das ebenfalls föderal organisierte Nachbarland hat
vorgemacht, wie Hochschulen in strukturschwächeren
Regionen gestärkt werden können (Pasternack/Schulze
2011). Die Schweizerische Hochschulstrukturreform hat
dem Bund eine größere Verantwortung für die Finanzie-
rung der kantonalen Hochschulen übertragen. Wollte
man dem Modell in Deutschland folgen, müsste Hoch-
schulpolitik verstärkt Bundespolitik werden und die
2006 beschlossene Föderalismusreform revidiert wer-
den. Ob die deutschen Bundesländer allerdings den
Schweizer Kantonen folgen und von ihrer Kulturhoheit
Abstriche machen würden, erscheint zumindest fraglich. 

Demographischer Wandel und Weiterbildung
Das gegenwärtig mit dem falsche Assoziationen
weckenden Begriff der „Studentenflut” bezeichnete
Phänomen6 hängt eng mit der demographischen Ent-
wicklung in Deutschland zusammen. Vor allem in den
alten Bundesländern streben die geburtenstarken Jahr-
gänge an die Hochschulen, insbesondere in Bayern und
NRW, wo in einem Jahr doppelte Abiturjahrgänge und
der Wegfall der Wehrpflicht die demographische Situa -
tion noch begünstigen. Nachdem seit Jahren vor dem
Fachkräftemangel und dem abnehmenden Interesse der
Heranwachsenden an der Aufnahme eines Studiums als
dramatische Gefahr gewarnt worden war, sollte man er-
warten, dass der gegenwärtige Anstieg der Zahl der Stu-
dierwilligen begrüßt würde. Doch die fehlenden Kapa-
zitäten an den deutschen Hochschulen führen eher zu
Klagen. Denn die Bildungspolitik folgte zunächst dem
Konzept der Untertunnelung des Studentenberges. Nun
müssen kurzfristig Kapazitäten erweitert werden. Wenn
dies nicht gelingt, dann kann der Studienbeginn für so
manchen Studienanfänger zur Zumutung werden. Für
zahlreiche Studenten wird das Studium unter günstige-
ren Bedingungen in den Nachbarländern Österreich
oder den Niederlanden interessant. Auch einige ost-
deutsche Universitäten, insbesondere die sächsischen
profitieren von dieser Entwicklung. So könnte die ost-
deutsche „Geburtendelle” Anfang der 90er Jahre, die
sich jetzt an den Hochschulen bemerkbar macht, durch
einen Überschuss aus dem Westen ausgeglichen wer-
den. Der gegenwärtige Trend könnte noch bis 2014 an-
halten. Danach wird aber auch im westlichen Deutsch-
land aufgrund der demografischen Entwicklung die Zahl
der Studienanfänger bis etwa 2025 kontinuierlich
zurückgehen (Dohmen 2009). Sie wird sich dann nach
jetzigen Prognosen auf einem Niveau stabilisieren, das
wir zuletzt zur Jahrtausendwende hatten. Was also in ei-
nigen Jahren hierzulande passieren wird, ist in Asien

3 The World University Ranking. In: Times Higher Education Supplement
2012 (http://www.timeshighereducation.co.uk/world-university-rankings).

4 Im Jahr 2004 waren immerhin noch 10 deutsche Universitäten unter den
ersten 150 (http://www.timeshighereducation.co.uk/hybrid.asp?typeCo
de=153).

5 Zur Ablaufplanung der Exzellenzinitiative s. die Publikation des Bundesmi-
nisteriums für Bildung und Forschung vom 2.3.2012 (http://www.bmbf.
de/1321.php).

6 Die Zahlen der Studienanfänger haben im Jahr 2011 mit 516.000 einen
Höhepunkt erreicht (Pressemitteilung der Kultusministerkonferenz vom
10.2.2012). Schon im Vorjahr 2010 waren sie um 4,4% gestiegen (Presse-
mitteilung des Statistischen Bundesamtes vom  14.3.2011).
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längst Realität. In Südkorea und Japan sind die gebur-
tenschwachen Jahrgänge bereits im studierfähigen Alter.
Die Schließung südkoreanischer Universitäten ist an der
Tagesordnung. Weniger drastisch sind die Maßnahmen
in Japan. Hier wurde die Entwicklung schon rechtzeitig
vorhergesehen. Die Hochschulkapazitäten werden nach
Vorgaben der Regierung alljährlich reduziert. Abgefedert
wird das demografische Problem in Japan allerdings
durch die hohe Bildungsbeteiligung.7 Es gäbe in
Deutschland in dieser Hinsicht noch Potential, die Kapa-
zitäten an den Hochschulen zu erweitern – den politi-
schen Willen einmal vorausgesetzt. Bei diesen Überle-
gungen sollte allerdings auch bedacht werden, dass eine
hohe Bildungsbeteiligung Probleme mit sich bringen
kann. Wenn das Absolvieren eines Studiums zum Nor-
malfall wird, kann man nicht erwarten, dass sich dies
durchgängig auf einem hohen akademischen Niveau ab-
spielt. Die im Zuge der Einführung des Bachelors beklag-
te Entakademisierung ist im übrigen an der Mehrzahl
der japanischen Universitäten längst Realität. Diese Aus-
wirkungen sind auch in Deutschland durch die hiesige
spezifische Form der Studienreform in vielen Fällen be-
obachtbar. Das erste Studienjahr muss als Studienein-
gangsphase anders in die Wissenschaft einführen als bis-
her. Entsprechende Konzepte sind gefragt und werden
an einer Reihe von Hochschulen entwickelt (vgl. das
entsprechende Themenschwerpunktheft des HSW Jg.
58/H. 4+5 sowie Webler 2012). Auf diesen Punkt ist
später bei der Diskussion des Bachelor-Modells zurück-
zukommen. Spätestens aber mit Einsetzen des demogra-
phischen Bevölkerungsrückgangs müssen die Hochschu-
len Wege finden, Potentiale für sich zu erschließen. Das
heutige Verfahren der Selektion (Numerus Clausus)
müss te dann durch Maßnahmen ersetzt werden, die die
Studieninteressen wecken. Der schwierige Spagat be-
stünde darin, die Studienanfängerquote zu erhöhen und
zugleich die immer noch vergleichsweise hohe Abbre-
cherquote8 zu verringern. Hier sind natürlich die Hoch-
schulen gefordert, Maßnahmen zu ergreifen, die das
Studieren attraktiver machen. 
Um Hochschulplanung von demographischen Schwan-
kungen zu entkoppeln, müssen Wege gesucht werden,
wie Überkapazitäten in demographisch rückläufigen Zei-
ten sinnvoll eingesetzt werden können. Ein Potential,
das noch weitgehend brachliegt, ist der Bedarf an Wei-
terbildung. Es ist unstrittig, dass der Weiterbildungsbe-
darf in der modernen Arbeitswelt steigt. Tatsächlich
spielt Weiterbildung an deutschen Hochschulen gegen-
wärtig noch eine vergleichsweise untergeordnete Rolle.9
Dass sich für Universitäten hier ein interessantes Betäti-
gungsfeld öffnen könnte, zeigen die Erfahrungen in an-
deren Ländern. An Universitäten in den skandinavischen
Ländern oder in den USA sind heute schon mehr Weiter-
bildungsteilnehmer eingeschrieben als reguläre Studen-
ten. In Deutschland hält man bislang noch an der Tren-
nung von Lern- und Arbeitswelt fest. Diese Einstellung,
dass zuerst an der Universität gelernt und dann in der
Arbeitswelt gearbeitet wird, ist ein in der deutschen Ge-
sellschaft sehr tief verankertes Modell, dass nicht allein
durch Hochschulreformen, sondern durch ein Umden-
ken aufgebrochen werden müsste (siehe Balve, a.a.O. S.
86 f.). Weiterbildung wäre jedenfalls ein Beitrag zu den

neuen Anforderungen des Lernens in der Arbeitswelt
und würde den Universitäten ein zusätzliches Potential
erschließen.

Strukturprobleme
Gegenwärtig fehlt es den deutschen Hochschulen aber
an Kapazitäten. Und es wird trotz der gestiegenen Zulas-
sungen mit der Kapazitätsausweitung gegeizt. Dies
hängt mit der bekannten Tatsache zusammen, dass
deutsche Hochschulen im internationalen Vergleich un-
terfinanziert sind.10 Während die Bildungsausgaben im
OECD-Durchschnitt über die Jahre angestiegen sind,
stagnieren sie in Deutschland. Da eine Änderung der
Prioritäten in der Finanzpolitik gegenwärtig nicht abzu-
sehen ist, sind die Hochschulen gezwungen, durch
Eigen initiative zusätzliche Finanzmittel zu akquirieren.
Das setzt einen weitgehend autonomen Status voraus.11

Einige Bundesländer haben in diesem Sinne experimen-
tiert. Die Neuerungen, z.B. die Umfirmierung in Stif-
tungsuniversitäten – vor allem in Niedersachsen und
Hessen – und ihre Erfolge wären näher zu untersuchen
(siehe hierzu Palandt in Webler 2009 sowie  Pautsch
2006). Da Drittmittelfinanzierung akademische Resour-
cen oft durch aufwendige Antragstellung bindet und nur
befristete Perspektiven auf Projektbasis bietet, sollten
weitere Finanzierungspotentiale ausgemacht werden,
die eine nachhaltige, projektunabhängige Grundlage für
die Hochschulfinanzierung gewährleisten könnten. So
sehe ich ein noch nicht ausgeschöpftes Potential in der
Verwertung von Forschungsergebnissen durch die Lizen-
sierung von Patenten. An der Universität Kanazawa
etwa, an der ich lehre, fließen jährlich etwa 16 Millionen
Euro aus diesen Quellen in die Universitätskasse. Diese
Mittel werden von einer hochprofessionellen Abteilung
“intellectual property rights” erwirtschaftet, die im übri-
gen auch international aktiv ist. Nach der Novellierung
des Patentrechts12 in Deutschland werden inzwischen
auch von deutschen Universitäten vermehrt Patente ver-
wertet. Ich sähe aber noch einen beträchtlichen Spiel-
raum für ein professionalisiertes, an den Universitäten
selbst angesiedeltes Verwertungsmanagement. Gegen-

7 40% eines Jahrgangs haben 2009 ein Studium abgeschlossen, in Deutsch-
land übrigens nur 28,5% (in Dänemark 47,3%) (OECD, Education at a
Glance 2010). 

8 Nach einer Untersuchung der HIS Hochschulinformationssysteme bricht
rund ein Viertel der Studenten an deutschen Hochschulen ein Studium ab.
(Pressemeldung vom 12.1.2010, http://www.his.de/presse/news). Eine
Studie des Stifterverbands nach Fächerdifferenzierung ergab, dass die Zah-
len in einigen Fachbereichen besonders hoch sind. In den sogenannten
MINT-Fächern liegt sie, die Fächerwechsler hinzugerechnet bei 40% (Stif-
terverband für die deutsche Wissenschaft 2011).

9 Berufliche Weiterbildung wird  in Deutschland überwiegend in Unterneh-
men durchgeführt. Im Jahr 2004 boten 84% der deutschen Unternehmen
Weiterbildungsprogramme an (IW-Trends 2006). Im universitären Bereich
spielt Weiterbildung in Deutschland im Vergleich mit anderen Industrie -
ländern (z.B. Dänemark) eine geringe Rolle (siehe auch Balve 2007).

10 Die zum BIP in Relation gesetzten Ausgaben für tertiäre Bildung liegen in
Deutschland deutlich unter dem Durchschnitt der OECD-Länder (siehe
OECD 2011).

11 Modelle der entreprenneurial university werden seit über zehn Jahren
auch in Deutschland debattiert. Allerdings oft im Kontext industrieller
Kooperationen in einzelnen Forschungsbereichen. Die Debatten in
Deutschland lassen oft außer Acht, dass deutsche Universitäten nicht die
gleiche Autonomie haben wie die angloamerikanischen Vorbilder.
Grundzüge des Modells der  entreprenneurial university  geben
(Gibb/Hannon 2006, pp. 73-110). 
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wärtig geschieht dies über Agenturen oder unter der Fe-
derführung kooperierender Unternehmen. Eine effizien-
te Verwertung setzt aber voraus, dass die Universitäts-
verwaltungen in diesen wie auch in anderen Bereichen
der Mitteleinwerbung allein die Verantwortung tragen. 
Ein Vorteil eines an den Universitäten angesiedelten
starken Forschungsmanagements ist, dass eigene Strate-
gien auch abseits vom Mainstream entwickelt werden
können. Was heute in der deutschen Forschungsland-
schaft zu kurz zu kommen scheint, sind risikofreudige
Forschungsprojekte13, denn vor allem solche können
neue Wege weisen. Erfolgreiche Forschung an amerika-
nischen Universitäten basiert u.a. auf risikofreundlichen
Finanzierungsmodellen. Weniger bekannt ist, dass auch
in Japan ein Teilbereich der nationalen Forschungsförde-
rung besonders herausfordernde Projekte finanziert,
deren Erfolg zwar nicht garantiert werden kann, die
aber, wenn sie erfolgreich sind, neue Forschungsgebiete
eröffnen. Es ist naheliegend, dass die Zielgruppe solcher
Förderinitiativen der wissenschaftliche Nachwuchs ist.
Denn vor allem von ihm werden Neuerungen abseits der
ausgetretenen Pfade des Mainstreams erwartet. 
Es ist unstrittig, dass der wissenschaftliche Nachwuchs
die unentbehrliche Ressource ist, von der die Zukunft
der Universitäten abhängt. Doch offensichtlich wird die
Leistungsfähigkeit des wissenschaftlichen Mittelbaus an
deutschen Universitäten durch den vergleichsweise ge-
ringen Freiheitsgrad eingeschränkt. In Deutschland be-
findet sich der wissenschaftliche Mitarbeiter im interna-
tionalen Vergleich in einer besonderen persönlichen Ab-
hängigkeit vom Lehrstuhlinhaber, der oft auch sein di-
rekter Arbeitgeber ist. Wissenschaftliche Mitarbeiter
kommen mit ihrer Forschung kaum zum Zuge, weil sie
mit administrativen und Lehraufgaben überhäuft wer-
den.14 Demotivierend sind auch ungewisse Karriere -
pers pektiven (siehe Dörre/Neis 2008; Enders 2003).
Doktoranden, das ergab eine Umfrage des Doktoran-
dennetzwerkes Thesis15, fühlen sich von ihren Professo-
ren nur unzureichend betreut. Die Betreuung wird fast
immer nur von einem Professor übernommen, manch-
mal sogar an wissenschaftliche Mitarbeiter des Lehr-
stuhlinhabers delegiert. Vor allem die gerade an der
deutschen Universität geprägte Formel von der Freiheit
der Forschung wird ad absurdum geführt, wenn die jun-
gen Forscher von ihren Betreuern als Zulieferer miss -
braucht werden. 
Während die Sonderstellung des Professors in der deut-
schen Universitätshierarchie ein scheinbar unumstössli-
ches Faktum ist, legt im angelsächsischen Raum schon
begrifflich das englische Äquivalent des früheren deut-
schen „Assistenten” – “Assistant Professor” – nahe, dass
sich dort der wissenschaftliche Nachwuchs mit den or-
dentlichen Professoren auf Augenhöhe befindet. Dem-
entsprechend ist er dort innerhalb seines Aufgabenbe-
reiches weitgehend unabhängig, von der Zielsetzung
seiner Forschung bis hin zur Beantragung eigener For-
schungsgelder. 
In den USA , wo das Modell des tenure tracks schon früh
die Übernahme wissenschaftlicher Verantwortung för-
dert, werden Nachwuchsforscher auch durch eine kon-
krete Karriereperspektive zum wissenschaftlichen Arbei-

ten ermutigt. Selbst in Japan, dieser eher streng hierar-
chisch organisierten Gesellschaft, gibt es an den Univer-
sitäten unter den wissenschaftlichen Angestellten ein
hohes Maß an Gleichberechtigung. Nachwuchsforscher
können frei ihre Forschungsschwerpunkte setzen und
erhalten ihr eigenes Forschungsbudget. Tenure track ist
nicht die Ausnahme, sonder eher die Regel.
Möglicherweise ergibt sich ein Umdenken in Deutsch-
land durch die weitere Einführung neuer Modelle, wie
etwa das des Graduiertenkollegs mit seiner Betreuung
durch mehrere Professoren und seiner von Vorgaben
und administrativen Verpflichtungen stärker unabhängi-
gen Verfolgung eigener Forschungsprojekte durch Dok-
toranden oder Postdoktoranden. Auch die enge Koope-
ration außeruniversitärer Forschungseinrichtungen mit
Universitäten kann dem wissenschaftlichen Nachwuchs
Freiräume verschaffen. Schließlich war die Juniorprofes-
sur als Versuch gedacht, dem wissenschaftlichen Nach-
wuchs neue Karrierewege zu ermöglichen. Die Karriere-
perspektiven hängen aber von den konkreten Gegeben-
heiten an den jeweiligen Hochschulen ab. Tenure track
nach amerikanischen Vorbild ist wegen des Hausberu-
fungsverbots eher die Ausnahme, und die nach wie vor
in der Regel geforderte Habilitation bleibt unter der
Bürde der Lehr- und Verwaltungsaufgaben eine hohe
Hürde. Befristet angestellte Juniorprofessoren, die Kapa-
zitätslücken schließen sollen, sind der Gefahr ausge-
setzt, auch wieder schnell freigesetzt zu werden (Küm-
mel-Schnur 2012). 
Zuletzt ist die Frage zu stellen, inwieweit die verbreite-
te Forderung nach Internationalisierung an deutschen
Hochschulen auch eingelöst wird. Internationalisierung,
das ist unumstritten, ist heute ein Wettbewerbsfaktor
(siehe Balve 2009 S. 113 ff.). Die weltweit besten Uni-
versitäten zeichnen sich durch hohe Anteile ausländi-
scher Studenten und Wissenschaftler aus. So beträgt
der Anteil ausländischer Studenten in den Master-Stu -
diengängen der ETH Zürich 30%, bei den Professoren
liegt der Ausländeranteil noch höher (zwischen 40 und
50%). In Harvard bestehen die Forschergruppen zum
größten Teil aus internationalen Wissenschaftlern. Er-
folgreiche Forschung ist heute grenzüberschreitend, sie
überschreitet sowohl die Grenzen der Disziplinen wie
die der jeweiligen Länder. An deutschen Universitäten
wird die Internationalisierungsrhetorik allerdings durch
den geringen Anteil von Ausländern unter der Professo-
renschaft konterkariert. 94% der Professoren an deut-
schen Unis – das fand eine Untersuchung des DAAD
heraus16 – haben einen deutschen Pass. Auch im wis-

12 Im Jahr 2002 wurde mit der Änderung des Arbeitnehmererfindungsge-
setz das so genannte Hochschullehrerprivileg abgeschafft. Erfindungen
sind gegenüber der Hochschule seitdem meldepflichtig. Die Hochschule
kann darüber entscheiden, ob sie die Erfindung in Anspruch nimmt und
selbst verwertet. Seit 2002 sind Patentanmeldungen von Hochschulen
stark gestiegen (Idw Presseerklärung  7.8.2006, http://idw-online.de).

13 DFG-Präsident Matthias Kleiner forderte in einer Rede auf einer Jahres-
versammlung mehr Mut zum Risiko in der Forschung. „Mehr Wut
wagen" (1.7.2009).

14 Dass sich wissenschaftliche Mitarbeiter in einer prekären Beschäftigungs-
situation befinden, ist das Ergebnis einer Umfrage, die in einer Verdi-Stu-
die ausgewertet wurde (Verdi-Studie 2009).

15 Zur Situation Promovierender in Deutschland (Ergebnisse der bundes-
weiten Thesis Doktorandenbefragung 2004).
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senschaftlichen Mittelbau sind ausländische Forscher
eine Seltenheit. Es wäre interessant zu untersuchen,
warum deutsche Wissenschaftler unter sich bleiben
oder bleiben wollen. Daran könnte sich dann eine De-
batte über mögliche Maßnahmen anschließen, wie die-
ser Zustand zu verändern wäre. Verglichen mit einem
Land wie Japan, das geographisch und kulturell als In-
selland in seinen Internationalisierungsbestrebungen
einen schwie rigen Stand hat, sind die Standortvoraus-
setzungen Deutschlands mitten in Europa geradezu
ideal. Hier kann aber Politik alleine nicht viel bewegen,
wenn an den Hochschulen keine strukturellen Verände-
rungen die Internationalisierung erleichtern (siehe
Balve 2009 S. 108 ff.). 

Neue Bildungsziele 
Die Kritik, die seit der Umsetzung der Bologna-Vorga-
ben für einheitliche europäische Studienabschlüsse for-
muliert wird, richtet sich vor allem gegen die zunehmen-
de Verschulung des Studiums. Das Studium an deut-
schen Universitäten vor der Einführung des Bachelors
schien von wissenschaftlichem Lernen und akademi-
scher Freiheit geprägt zu sein. Heute wird die Verschu-
lung des Studiums für den Verlust der akademischen
Freiheit verantwortlich gemacht. Während sich asiati-
sche Austauschstudenten eher über diese Entwicklung
freuen dürften, weil sie so die in ihren eigenen Systemen
gewohnte Orientierung wiederfinden, klagen deutsche
Studenten über unzumutbare Studienbedingungen. Die
Probleme scheinen aber auch andere Ursachen zu
haben, die auf ein fehlendes Gesamtkonzept des deut-
schen Bachelors zurückgehen (vgl. Balve 2009 S. 8 ff.).
Die Designer dieser neuen Studiengänge haben im We-
sentlichen an alten Bildungszielen festgehalten und die
Studiengänge auf bestimmte Berufsziele hin maßge-
schneidert. Durch die Kürze der Studiengänge kumuliert
sich der Stoff, wenn nach wie vor stofforientiert und
nicht kompetenzorientiert reformiert wird. Dabei wurde
das englische Bachelor-Modell geradezu auf den Kopf
gestellt. Während im englischen Modell, das übrigens
auch in Japan adaptiert wurde, das Bachelor-Studium
einführend konzipiert ist, streben viele deutsche Stu -
diengänge schon möglichst früh die Spezialisierung an.
Beide Modelle bieten notwendigerweise wenig Spiel-
raum für eine wissenschaftliche Ausbildung im klassi-
schen Sinne. Der große Unterschied besteht aber in der
Ausrichtung der Bildungsziele. Während in Großbritan-
nien oder auch in Japan die eigentlichen beruflichen
Fertigkeiten erst im Arbeitsleben gelernt werden, soll in
Deutschland dies schon das grundständige Studium leis -
ten. “Learning on the job” ist in Deutschland immer
noch ein Fremdwort und bezieht sich nur auf die Phase
des Praktikums. In den angloamerikanischen Ländern
gibt es dann noch die Möglichkeit, in einer späteren Le-
bensphase ein weiterbildendes Studium im Hinblick auf
die berufliche Karriere aufzunehmen. Bei Absolventen
eines grundständigen Studiums wird vorausgesetzt, dass
sie erstens ein akzeptables Bildungsniveau haben und
zweitens auch im wissenschaftlichen Kontext Fähigkei-
ten erworben haben, die es ihnen ermöglichen, sich in
neue Zusammenhänge einzuarbeiten. Die Fachrichtung
spielt dabei oft eine untergeordnete Rolle. 

Solche Studiengänge gibt es zwar in Deutschland auch;
sie prägen aber nicht das Bild. Wollte man diesem Mo-
dell breitere Geltung verschaffen, dann würde das aller-
dings den Abschied vom Spezialistentum voraussetzen.
Und dazu bedürfte es eben nicht nur Veränderungen in
der Hochschulstruktur sondern auch einer Revision von
in Deutschland öfter anzutreffender Bildungsvorstellun-
gen. Vielleicht wäre es ja ein sinnvoller Einstieg, wie
schon oben erwähnt, einen allgemeinbildenden Teil
(“Freshman“) in den Bachelor-Studiengang einzubauen
und den Bachelor insgesamt so zu strukturieren, dass er
nicht notwendigerweise in eine fachliche Spezialisierung
mündet, denn die kann ja dann im Master-Studium an-
gestrebt werden. Das hätte den Vorteil, einerseits Defi-
zite durch die verkürzten Schulzeiten auszugleichen, an-
dererseits eine Phase der Orientierung zu ermöglichen
und schließlich Anreize für ein weiterführendes wissen-
schaftliches Master-Studium zu setzen. 
Die Spezialisierung ist heute nicht mehr das alles domi-
nierende Charakteristikum von Wissenschaft. Interdiszi-
plinarität prägt nicht nur wissenschaftliche Forschung,
sondern auch berufsqualifizierende Studiengänge. Dies
ist an deutschen Universitäten nicht immer sichtbar, da
hier oft noch die strikte Trennung der Disziplinen auf-
rechterhalten wird. Kommt man aus dem deutschen Sys -
tem, dann erscheint die Vermischung der Disziplinen an
Universitäten im Ausland – so wie man sie etwa in Japan
erlebt – auch zuweilen abenteuerlich. Eine solche Durch-
lässigkeit hat aber, abgesehen von den Orientierungspro-
blemen, auch den Vorteil, dass sie zum Austausch zwi-
schen den Disziplinen anregt. Resultate können dann in-
terdisziplinäre Forschungsvorhaben sein. 
Dies funktioniert aber nur, wenn es einen übergeordne-
ten Zusammenhalt gibt, den die klassische Universität als
Dach der Wissenschaften ja ursprünglich bieten sollte,
der in der Praxis aber verlorengegangen ist. In einigen
Kulturen, wie in der japanischen, scheinen fami -
lienähnliche Strukturen diese Funktion zu erfüllen. Sie
tun dies nicht nur in den Firmen sondern auch an den
Universitäten. Gemeinsamen Projekten sind hier in der
Regel die Einzelinteressen untergeordnet. Übergeordne-
te Ziele werden aber auch an Hochschulen individuali-
stisch geprägter Kulturen verfolgt. Die Idee der „Familie“
wird dann durch die des „Clubs“ ersetzt und die gemein-
samen Ziele werden emphatisch als “mission“ bezeich-
net. Dieses amerikanische Modell, das weltweit vor-
dringt, verlangt von allen Mitgliedern der Universität –
Professoren wie Studenten –, dass sie sich dieser “missi-
on” verpflichtet fühlen und entsprechend handeln (über
Gemeinschaft stiftende Bildungsideale siehe Balve 2007,
S. 163 ff.). Es sind vor allem multikulturelle, interdiszi-
plinär zusammengesetzte Forschungsteams, die heute an
den weltweit bekannten Universitäten die Zukunft vor-
bereiten. Diese Entwicklung zeigt auch, dass bevormun-
dende Beziehungen die Wissenschaft nicht weiterbrin-
gen. Sie zeigt aber vor allem, dass die überall an deut-
schen Universitäten geforderte Profilbildung der Ergän-
zung durch eine Gemeinschaftssinn stiftende Wissen-
schaftskultur bedarf. 

16 Die Ergebnisse wurden veröffentlich in duz Magazin 11/08 „Deutsche
bleiben unter sich“.
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Graduiertenkolleg „Gebäudetechnik & Energieeffizienz"
qualifiziert Nachwuchswissenschaftler aus Natur- und
Ingenieurwissenschaften in bislang heterogenem For-
schungsumfeld
Durch die Beteiligung verschiedener Fachbereiche von
Technischer Universität München und Hochschule Mün-
chen wird eine disziplinübergreifende Bearbeitung von
Forschungsaufgaben in den Bereichen Gebäudetechnik
und Energieeffizienz gefördert. Die Promotionsthemen
werden bewusst als Querschnittsthemen angelegt, die
Theorie und Praxis miteinander verbinden.
Prof. Christiane Fritze, Vizepräsidentin für Forschung an
der Hochschule München, freut sich: „Promotionen sind
an Hochschulen für angewandte Wissenschaft noch ein
vergleichsweise neues Thema. Daher ist die Förderung
eines kooperativen Graduiertenkollegs zwischen Hoch-
schule und Universität für uns ein besonderer Erfolg." 
Zur thematischen Ausgestaltung ergänzt sie: „Im For-
schungsfeld Gebäudetechnik und Energieeffizienz tref-
fen ganz unterschiedliche Fachdisziplinen aufeinander.
Komplexe Fragestellungen aus den Bereichen Bauphy-
sik, Gebäudetechnik und Energieumwandlung müssen
beantwortet werden. In der interdisziplinären Zusam-
menarbeit von wissenschaftlicher Expertise der TU
München und anwendungsbezogener Forschung und
Entwicklung der Hochschule München ergänzen sich
komplementäre Kompetenzen wunderbar."
Prof. Wolfgang A. Herrmann, Präsident der TUM, hält
den intensiven Austausch für zukunftsweisend: „Die
TUM kooperiert bei Promotionen so eng wie keine an-
dere deutsche Universität mit einer Hochschule für an-

gewandte Wissenschaften. Wir haben dafür jüngst unse-
re Promotionsordnung geändert. Nicht nur in dem
neuen Graduiertenkolleg können künftig HAW-Absol-
venten bei einem Tandem aus einem TUM- und einem
HAW-Professor promovieren."
Strukturell wird das Graduiertenkolleg in die TUM Gra-
duate School eingegliedert. Sie hat die Standards für
eine hervorragende Betreuung festgelegt und bietet zu-
sätzliche Qualifikationen etwa zur Berufsvorbereitung.
„Inhaltlich verstärkt das Kolleg unseren Forschungs-
schwerpunkt TUM YEnergy", so Herrmann. „Ich freue
mich, dass elf Professoren der Hochschulen thematisch
zusammengefunden haben und exzellenten Absolven-
ten die strukturierte Promotion ermöglichen."
Das bayerische Staatsministerium für Wissenschaft, For-
schung und Kunst stellt im Programm zur Förderung der
angewandten Forschung und Entwicklung an Hochschu-
len für angewandte Wissenschaften insgesamt 9 Mio.
Euro zur Verfügung. Neben Forschungsprojekten wur-
den zwei kooperative Graduiertenkollegs (Hochschule
München und Georg-Simon-Ohm-Hochschule Nürn-
berg) genehmigt.

Kontakt: 
Hochschule München, Christina Kaufmann, 
E-Mail: christina.kaufmann@hm.edu

TU München, Dr. Ulrich Marsch
E-Mail: marsch@zv.tum.de

Quelle: Pressemitteilung, 22/12 - 31.05.2012 - ck

Kooperatives Graduiertenkolleg München
Bayerisches Wissenschaftsministerium fördert kooperatives Graduiertenkolleg 

von Hochschule München und TU München
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Zielgerichtete Gewalt, aggressives und selbstgefährden-
des Verhalten von Studierenden stellen für Beschäftigte
und für Studierende von universitären Einrichtungen
eine potenzielle Gefährdung dar. Das Ministerium für
Wissenschaft, Forschung und Kunst Baden-Württem-
berg hat daher die Klinik für Kinder- und Jugendpsychia-
trie/Psychotherapie Ulm beauftragt, Hochschulmitarbei-
tende in der Beratung von Studierenden und Beratungs-
kräfte aus den Studentenwerken in Baden-Württemberg
anhand eines Multiplikatorensystems zu Gefährdungs-
potenzialen bei Studierenden zu schulen. Im Beitrag
werden die Ergebnisse einer Fragebogenerhebung zur
Überprüfung des Lernerfolgs durch Schulungen vorge-
stellt. Ein Wissenszuwachs und mehr Handlungssicher-
heit bei den Teilnehmenden konnte sowohl in den
Schulungen für Multiplikatoren durch das Projektteam
als auch in den Schulungen von Multiplikatoren in ihren
Einrichtungen erzielt werden. Schulungen, die von den
Projektverantwortlichen durchgeführt wurden, konnten
im Vergleich zu Schulungen von Multiplikatoren signifi-
kant bessere Ergebnisse erzielen.

1. Hintergrund 

Mangelnde soziale Kompetenz, aggressives oder selbst-
schädigendes Verhalten sind im Umgang mit Jugendli-
chen und jungen Erwachsenen häufig zu beobachtende
Phänomene. Neben klinischen und sozialen Einrichtun-
gen sind daher auch berufliche Bildungsstätten wie
Hochschulen und Universitäten mit dieser Problematik
konfrontiert. Sie sind für Heranwachsende nicht nur ein
Lernort in beruflicher Hinsicht, sondern ein Erfahrungs-
raum, um lebenspraktische Kompetenzen zu erwerben
oder soziale Kontakte zu knüpfen. Mit dem Studium an
einer Hochschule sind jedoch nicht nur positive Erfah-
rungen, sondern auch erhebliche Probleme verbunden
(vgl. Kurth et al. 2007; Klement et al. 2010; Lohmann et
al. 2010; Meier et al. 2010). Gusy et al. (2010) erhoben
in einer Stichprobe von 1.011 Studierenden, die einen
Bachelor-Abschluss anstrebten, bei 41% der Studieren-
den hohe Werte von Erschöpfung. Der Vergleich der
Stichprobe mit Werten aus den Niederlanden und Spa-
nien zeigte, dass der errechnete Belastungswert für die
deutsche Stichprobe am Höchsten war (Gusy et al.
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2010). Holm-Hadulla et al. (2009) konstatierten in einer
Studierendenpopulation eine auffällig häufige und kli-
nisch relevante Prüfungsangst sowie depressive Verstim-
mungen und mangelndes Selbstwertgefühl. In einer wei-
teren Untersuchung wurden bei Studierenden resignati-
ve Verhaltensmuster und Burnout-Risikoverhaltenswei-
sen nachgewiesen, die mit der Dauer des Studiums zu-
nahmen (Aster-Schenck et al. 2010). Andauernde Belas -
tungen können bei entsprechender Disposition zu affek-
tiven und emotionalen Störungen und bei einem gleich-
zeitig erhöhten resignativen Verhaltensmuster Suizidge-
danken auslösen. Westefeld et al. (2005) befragten
1.865 Studierende an vier Universitäten in den USA und
stellten fest, dass 24% über einen Selbstmord nachge-
dacht und fünf Prozent während des Studiums einen
Selbstmordversuch begangen hatten. Eine Untersu-
chung der Suizidraten an Universitäten in den USA zwi-
schen den Jahren 2004 bis 2009 zeigte zwar eine etwas
niedrigere Suizidrate im Vergleich mit einer nationalen
Normstichprobe, insgesamt sind in diesem Zeitraum
aber an 645 untersuchten Einrichtungen 622 Selbstmor-
de bekannt geworden (Schwartz 2011). Zur Häufigkeit
von Suizidversuchen oder Suiziden an deutschen Hoch-
schulen liegen bislang keine Daten vor. Suizidgedanken
und Suizidversuche sind jedoch unter jungen Menschen
allgemein häufig. Im Alter zwischen 15 und 20 Jahren
versterben 6,5/100.000 Einwohner in der Folge eines
Suizids, im Alter zwischen 20 und 25 Jahren 11,9/
100.000 Einwohner (Statistisches Bundesamt 2010).
Neben einem Gefährdungspotenzial durch autoaggressi-
ves Verhalten können sich durch Studierende auch Ge-
fährdungssituationen für Dritte ergeben, wenn Studie-
rende sich aggressiv oder gewalttätig verhalten. Gravie-
rende Beispiele sind eine ausgesprochene Amokdrohung
an der Universität Würzburg im Jahr 2009 oder der im
Jahr 2010 an der LMU München ausgelöste Amok-
Alarm durch einen waffentragenden Doktoranden. Be-
sonders betroffen von eskalierenden Situationen sind
Mitarbeitende innerhalb der Hochschulberatung, wenn
beispielsweise Studierende exmatrikuliert werden müs-
sen oder schlechte Prüfungsergebnisse mitgeteilt wer-
den. In einer Schweizer Studie (Christen 2000) wurde
die Gefährdung durch Ratsuchende im Rahmen einer
Beratung innerhalb der Sozialen Arbeit thematisiert.
Zwei Drittel der befragten Beraterinnen und Berater be-
richteten, in ihrem beruflichen Alltag mindestens einer
für sie bedrohlichen Situation in einem Zeitraum von
einem Jahr ausgesetzt gewesen zu sein. In einer weite-
ren Studie bei Fachkräften der Sozialen Arbeit, in der
nach dem Qualifizierungsbedarf am Arbeitsplatz gefragt
wurde, formulierten 45% der Befragten den Wunsch
nach mehr Qualifizierung im Umgang mit schwierigen
Situationen, z.B. durch Gesprächsführung (Krczizek/Kühl
2008). In einer unter Beratungskräften in den Hochschu-
len und Studentenwerken in Baden-Württembergs
durchgeführten Erhebung, in der nach der eigenen
Handlungsfähigkeit bei schwierigen Situationen gefragt
wurde, zeigte sich ebenfalls ein Handlungsbedarf. 37%
der Befragten gaben an, sich nicht oder eher nicht in der
Lage zu fühlen, mit autoaggressivem Verhalten von Stu-
dierenden umzugehen. 39% gaben an, sich nicht in der

Lage zu fühlen, auf Bedrohungssituationen angemessen
reagieren zu können und 42% gaben an, dass ihnen
keine Notfallpläne für Gefahrensituationen in der Ein-
richtung bekannt seien (Rau et al. 2011). Der hieraus re-
sultierende Schulungsbedarf von Mitarbeitenden wurde
vom Ministerium für Wissenschaft, Forschung und
Kunst  (MWK) in Baden-Württemberg frühzeitig er-
kannt. Im März 2010 erhielt die Klinik für Kinder- und
Jugendpsychiatrie/Psychotherapie des Universitätsklini-
kums Ulm den Auftrag, ein Projekt zur Wahrnehmung
von und zum Umgang mit Gefährdungspotenzialen von
Studierenden wie Stalking, Suizidalität und zielgerichte-
te Gewalt durchzuführen. Um möglichst flächendeckend
Beratungskräfte in den Einrichtungen zu erreichen,
wurde ein Multiplikatorensystem zur Informationsver-
breitung gewählt. Qualifiziert werden sollten alle Bera-
tungskräfte, die im direkten Kontakt mit Studierenden
stehen.
In diesem Beitrag wird einführend der Aufbau des Pro-
jekts vorgestellt. Anschließend wird über die Aktivitäten
von Multiplikatoren und deren Wirksamkeit berichtet.
Diskutiert werden die Möglichkeiten und Grenzen eines
Multiplikatorensystems zur Qualifizierung von Bera-
tungskräften und die Voraussetzungen, die zu einem Er-
folg beitragen. Das auf Landesebene initiierte Projekt
kann anderen Bundesländern als Grundlage für die Pla-
nung und Durchführung ähnlicher Projekte dienen.

2. Methodik
2.1 Aufbau des Projekts
Zur Realisierung des Projektauftrags wurde ein dreistu-
figes Verfahren gewählt. Zunächst wurden alle Hoch-
schulen, Universitäten und Studentenwerke in Baden-
Württemberg vom Ministerium für Wissenschaft, For-
schung und Kunst (MWK) aufgefordert, jeweils einen
Verantwortlichen aus der Einrichtung als Multiplikator
zu benennen. Die 40 benannten Personen aus 37 Ein-
richtungen wurden anschließend durch ein interdiszi-
plinäres Team (Arzt, Psychologin, Juristin, Sozialarbeite-
rin, Polizist) zu den Themen Amok, Suizidalität und
Stalking geschult. Im Anschluss wurde die Schulung
evaluiert. In einem zweiten Schritt wurden durch das
Projektteam in Zusammenarbeit mit einem Beirat aus
fünf Mitgliedern aus der Multiplikatorenschaft Materia-
lien entwickelt, die den Multiplikatorinnen und Multi-
plikatoren für die Schulung von Beratungskräften in
ihren Einrichtungen zur Verfügung gestellt wurden. Mit
den Beiratsmitgliedern konsentiert wurden weiter Erhe-
bungsinstrumente zur Untersuchung der Lernergebnisse
in den Einrichtungen. 

2.2 Datenerhebung
Zur Erhebung der Daten wurden allen Hochschulen,
Universitäten und Studentenwerken in Baden-Württem-
berg (insgesamt 64 Einrichtungen) zwei Fragebögen
(Fragebogen für Multiplikatorinnen und Multiplikato-
ren, Fragebogen für Beratende) zugesandt. Eine Auswer-
tung der Schulung der Multiplikatoren durch die Pro-
jektverantwortlichen lag zum Erhebungszeitpunkt in den
Einrichtungen bereits vor. 
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Fragebogen für Multiplikatoren
Mit dem Fragebogen für Multiplikatoren wurden die be-
teiligten Personen zur Anzahl der von ihnen geschulten
Beratenden befragt. Weiter konnten sieben vorgegebene
Kategorien zur Methode der Informationsverbreitung
(Handlungsanleitung, Infoveranstaltung, Schulung mit
einer Dauer von mehr/weniger als 2 Unterrichtseinheiten
(</> 2 UE), Informationsweitergabe innerhalb regulärer
Sitzungen bzw. im Rahmen eines kollegialen Gesprächs,
Informationsverbreitung über das Intranet) angekreuzt
und in Textform weitere Methoden genannt werden.
Außerdem erfasst wurden in Form von drei vorgegebenen
Antwortkategorien und zusätzlich in freier Textform wei-
tere Aktivitäten mit einer Angabe zum Status der Umset-
zung („bereits umgesetzt“ bzw. „geplant“). Weiter erho-
ben wurde anhand einer dreistufigen Antwortmöglichkeit
von „gar nicht“ bis „eher gut“ die Einschätzung der Mul-
tiplikatoren zum Erfolg ihrer Multiplikatorenfunktion.
Voraussetzungen oder Schwierigkeiten konnten in Form
von Freitexten hinzugefügt werden. Abschließend erfragt
wurden durch das Projekt erzielte Veränderungen oder
im Rahmen der Multiplikatorenfunktion angestoßene
Maßnahmen und Aktivitäten in den Einrichtungen.

Fragebogen für Beratende 
Ein zweiter Fragebogen richtete sich an alle in der Bera-
tung tätigen Mitarbeitenden der Hochschulen, Univer-
sitäten und Studentenwerke Baden-Württembergs. Er-
fragt wurde, ob sie zum Thema geschult wurden und
wenn ja, in welcher Form. Hierzu wurden Antwortkate-
gorien vorgegeben, die mit der Abfrage der Verbrei-
tungsmethode bei den Multiplikatoren (Handlungsanlei-
tung, Infoveranstaltung etc.) identisch sind. Sonstige
Methoden wurden anhand von Freitextangaben erfasst.
Zur Überprüfung der Wirksamkeit der Schulung wurden
die Teilnehmenden aufgefordert, ihren Wissensstand re-
trospektiv im Prä-Post-Vergleich anhand einer fünfstufig
absteigenden Likert-Skala („trifft völlig zu“ bis „trifft gar
nicht zu“) in sechs vorgegebenen Kompetenzbereichen
einzuschätzen. Auf einer vierstufig absteigenden Skala
(„sehr umfassend“ bis „ungenügend“) erfasst wurde
zudem eine globale Einschätzung der Beratenden zu
ihrem aktuellen Kenntnisstand bezogen auf ihre berufli-
che Tätigkeit. Weiter abgefragt wurde anhand einer
fünfstufig absteigenden Skala („trifft völlig zu“ bis „trifft
gar nicht zu“) das Interesse an einer weiteren Auseinan-
dersetzung mit den Themen des Projekts.

Fragebogen für Teilnehmende (Multiplikatoren) an der
Schulung durch das Projektteam
Nach der Schulung für Multiplikatoren haben 38 von 40
Teilnehmenden einen Evaluationsbogen mit insgesamt
20 Items beantwortet. Hieraus wurden 12 Items extra-
hiert, die identisch sind mit den sechs vorgegebenen
Antwortkategorien aus der Befragung für Beratende
(siehe Abbildung 1). Die übrigen Items beinhalteten
Fragen zur Methodik, zum Aufbau des Curriculums und
zur Lernatmosphäre. Sie dienten unter anderem der Ver-
besserung des Schulungsmaterials für Multiplikatorin-
nen und Multiplikatoren und wurden in dieser Auswer-
tung nicht berücksichtigt. 

2.3 Statistische Analyse
Alle Analysen wurden mit Hilfe des Programms SPSS for
Windows® (Version 18) durchgeführt. Der Fragebogen
für Multiplikatorinnen und Multiplikatoren wurde de -
skriptiv nach Häufigkeiten ausgewertet. Die freien Text -
eingaben wurden qualitativ ausgewertet. Für die Aus-
wertung des Fragebogens für Beraterinnen und Berater
wurde die Stichprobe in zwei Gruppen geteilt. Gruppe 1
umfasste Teilnehmende einer Schulung von Multiplika-
toren, Gruppe 2 Beratungskräfte, die entweder an kei-
ner Schulung teilnehmen konnten oder für deren Ein-
richtung keine Multiplikatoren ausgebildet worden
waren. 
Für die Gruppe der geschulten Beratungskräfte (Gruppe
1) wurde eine Auszählung nach Häufigkeiten zur Form
des Informationserhalts der sieben vorgegebenen Ant-
wortkategorien vorgenommen (Handlungsanleitung, In-
foveranstaltung, Schulung </> 2 UE). Der Kompetenzzu-
wachs in den sechs Antwortkategorien der geschulten
Beratenden wurde auf einen Mittelwertunterschied mit
dem t-Test für verbundene Stichproben zweiseitig getes -
tet. Bei allen anderen Items wurde der Mittelwert gebil-
det. Bei dichotomen Antwortoptionen wurde nach Häu-
figkeiten ausgezählt. Angaben im Textfeld wurden in-
haltlich nach Oberbegriffen zusammengefasst und quali-
tativ bewertet. Für die Einschätzung des Wissensstands,
bezogen auf das Tätigkeitsfeld der Befragten, wurde
Gruppe 1 mit Gruppe 2 mit einem t-Test für unabhängi-
ge Stichproben auf einen Mittelwertunterschied zwei-
seitig untersucht. Der Wissensstand der geschulten Be-
ratenden in vier Antwortkategorien wurde weiter nach
Häufigkeiten ausgezählt. Um festzustellen, ob der Wis-
sensstand der geschulten Beratenden und der Kompe-
tenzstand in den sechs Antwortkategorien von der
Dauer der Schulung abhängig ist, wurden für die Dauer
der Schulung (</> 2 UE) zwei Gruppen gebildet und
deren Wissenstand mit einem t-Test für unabhängige
Stichproben auf einen Mittelwertunterschied zweiseitig
getestet. Für die Auswertung der Motivation zur Aus-
einandersetzung mit dem Thema wurden Gruppe 1 und
Gruppe 2 zusammengefasst und die fünf Ausprägungen
von „trifft gar nicht zu“ bis „trifft völlig zu“ nach Häufig-
keiten ausgezählt.

Einfluss von Expertenwissen auf den Lernzuwachs
Um zu überprüfen, ob die Weitergabe von Wissen durch
das Projektteam im Gegensatz zur Weitergabe von In-

Abbildung 1: Items zur Selbsteinschätzung der Kompe-
tenzen (Fragebogen für Teilnehmende von
Schulungen)
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formationen durch geschulte Multiplikatoren Einfluss
auf den Kompetenzzuwachs in den sechs vorgegebenen
Antwortkategorien (Abbildung 1) der Schulungsteilneh-
mer hat, wurde die Differenz aus den Werten im Out -
come und den Werten in der Baseline der beiden Grup-
pen (geschult durch Projektteam; geschult durch Multi-
plikatoren) gebildet. Anschließend wurde mit einem t-
Test für unabhängige Stichproben die Mittelwertdiffe-
renz der beiden Gruppen auf Unterschiede zweiseitig
getestet. Mit identischem Testverfahren wurde unter-
sucht, ob der Wissensstand nach der Schulung unter-
schiedlich hoch eingeschätzt wurde.

3. Ergebnisse
An der Befragung beteiligt haben sich insgesamt 32
(50%) der 64 landesweit angeschriebenen Einrichtun-
gen, darunter alle Studentenwerke in Baden-Württem-
berg, 35% der Hochschulen, 70% der Dualen Hochschu-
len, 33% der Pädagogischen Hochschulen und 44% der
Universitäten. Von den insgesamt 40 ausgebildeten
Multiplikatoren haben sich 29 Personen (72%) an der
Erhebung beteiligt. Von den Beratungskräften liegen
insgesamt 247 Fragebögen vor. Davon wurden 228
(92%) von Beratenden ausgefüllt, die von Multiplikato-
ren geschult wurden und 19 Fragebögen (8%) von Per-
sonen, die nicht geschult wurden. 

3.1 Auswertung des Fragebogens für Multiplikatoren
(N=29)
Von den Multiplikatoren wurden insgesamt etwa 379
Beratungskräfte geschult. Genaue Angaben für die An-
zahl der Geschulten fehlen, da in acht Fällen keine An-
gaben gemacht wurden. Zur Schulung wurde mehrheit-
lich die Handlungsanleitung (85,7%) verteilt; über die
Hälfte der Multiplikatoren (53,6%) organisierte Informa-
tionsveranstaltungen mit einer durchschnittlichen Dauer
von 2,2 Stunden (SD=1,48) und durchschnittlich 23 Teil-
nehmenden (SD=22,0). 35,7% der Multiplikatoren führ-
ten Schulungen ab einer Dauer von 2 Unterrichtseinhei-
ten und 14,3% kürzere Schulungen durch. 32,1% spra-
chen die Projektinhalte im Rahmen von regulären Sit-
zungen an und 53,6% wählten das Gespräch unter Kol-
legen, um über die Themen zu informieren. 21,4% der
Multiplikatoren stellten Informationen ins Intranet. Dar-
über hinaus wurden Workshops und Fallbesprechungen
organisiert oder Vorträge gehalten. 18,5% der Multipli-
katoren haben neben Beratungskräften auch Dozierende
zum Thema geschult und in neun Einrichtungen stehen
ähnliche Schulungen auf der Agenda. 75,0% der Multi-
plikatoren gaben an, dass in ihrer Einrichtung eine An-
passung von Notfallplänen stattgefunden hat bzw. ge-
plant ist. Und in 67,9% der Einrichtungen wurden Kri-
senteams eingerichtet oder sollen in Kürze eingerichtet
werden. 
83% der Multiplikatoren gelang die Ausübung ihrer
Multiplikatorenfunktion „eher gut” und 17% „eher nicht
gut”. Eine „eher gute” Ausübung war möglich bei einer
Unterstützung der Multiplikatoren durch die Einrich-
tungsleitung und eine vorhandene oder im Rahmen des
Projekts aufgebaute interne Vernetzung. Hilfreich waren

zudem Kontakte mit Kooperationspartnern wie mit Stu-
dentenwerken oder der Polizei oder das eigene Interes-
se am Thema. Das Projekt gab zusätzlich Anstoß für eine
Verbesserung der Infrastruktur in den Einrichtungen, für
eine Weiterentwicklung von Sicherheitskonzepten und
für eine Sensibilisierung der Mitarbeitenden für das Ver-
halten von Studierenden. Als hinderlich wurden der
Wechsel von Personal, mangelnde Kapazität innerhalb
der eigenen beruflichen Aufgaben oder mangelnde Un-
terstützung von Seiten der Einrichtungsleitung genannt . 

3.2 Auswertung des Fragebogens für Beratende (N=247)
Geschulte Beratungskräfte (Gruppe 1; N=228); Nichtge-
schulte (Gruppe 2; N=19)
Aus der Gruppe geschulter Personen gaben 77,6% an,
eine Handlungsanleitung erhalten zu haben. 71,1% nah-
men an einer Infoveranstaltung teil und 35,1% erhielten
eine Schulung mit einer Dauer von über 2 Unterrichts -
einheiten. 27,2% der Beratungskräfte nahmen an einer
kürzeren Schulung teil. Bei 21,9% der Beratenden wur-
den die Projektinhalte innerhalb von regulären Sitzun-
gen angesprochen und 19,7% wurden durch ein kolle-
giales Gespräch auf das Thema aufmerksam gemacht.
5,7% bezogen Informationen über das Intranet. Durch
die Aktivitäten konnte bei den geschulten Beratungs-
kräften in allen erfragten Kategorien ein signifikanter
Lernzuwachs (p<.01) erreicht werden (siehe Tabelle 1). 
Nichtgeschulte Beratungskräfte machten Angaben zu
ihrem Wissensstand und zu ihrer Motivation hinsichtlich
einer Auseinandersetzung mit dem Thema. 

Strafrechtliche Grundlagen in der Beratung (T=18,527)
und Kenntnisse über Notfallpläne in Gefahrensituatio-
nen (T=19,819) zeigten im Mittelwertvergleich den
höchsten Lernzuwachs. „Bedrohungssituationen erken-
nen“ hingegen zeigte den vergleichsweise geringsten
Lerneffekt (T=13,278). Die Ausprägungen 3 und 4

Tabelle 1: Kompetenzzuwachs der geschulten Beraten-
den, N=228
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(1=trifft gar nicht zu; 5=trifft völlig zu) wurden nach der
Schulung für den Bereich „Auf autoaggressives Verhalten
reagieren“ mehrheitlich gewählt; als sehr kompetent
schätzten sich 28 von 225 (12,4%) der Personen nach
der Schulung ein. 
Sich in der Lage fühlen, auf Bedrohungssituationen adä-
quat zu reagieren, wurde von 21 von 226 Personen
(9,3%) als unzureichend (summierter Wert aus Ausprä-
gung 1 und 2) angegeben. In rechtlichen Fragen wurde
der summierte Wert aus Ausprägung 1 und 2 von 13,5%
(30 von 223 Personen) gewählt. Der Kompetenzzu-
wachs in Verbindung mit der Anzahl der Schulungsein-
heiten (</> 2 UE) ergab in den sechs Antwortkategorien
keine signifikanten Unterschiede (p>.05), auch der Wis-
sensstand bezogen auf das Tätigkeitsfeld zeigte keinen
Unterschied in der Abhängigkeit von den Schulungsein-
heiten (p>.05).
Insgesamt wurde der Wissensstand nach der Schulung
von 4% der geschulten Personen als sehr umfassend,
von 43% als umfassend, von 50% als ausreichend und
von 3% als ungenügend eingestuft. 

Vergleich der geschulten Beratenden (Gruppe 1) mit
nichtgeschulten Beratungskräften (Gruppe 2)
Der Wissensstand im Vergleich von geschulten und
nichtgeschulten Beratungskräften zeigte einen signifi-
kanten Unterschied zu Gunsten der geschulten (p<.05).
Sie erreichten im Mittel einen Wissensstand von 2,49
(SD=0,63), während der Mittelwert bei nicht geschulten
bei 1,68 (SD=0,67) lag (1=ungenügend; 4=sehr umfas-
send).

Motivation von Beratungskräften (Gruppe 1 und 2) zum
Thema insgesamt 
34% der Beratungskräfte gaben an, hoch motiviert zu
einer weiteren Auseinandersetzung mit dem Thema zu
sein, 38% gaben an motiviert zu sein und 20% zeigten
sich unentschlossen. 3% gaben an, gar nicht motiviert zu
sein und 5% eher weniger. 

3.3 Einfluss von Expertenwissen auf den Lernzuwachs
Der Mittelwertvergleich für eine Überprüfung, ob die
Weitergabe von Wissen durch die Projektverantwortli-
chen und Vertreter der Polizei (Experten) im Gegensatz
zur Weitergabe von Informationen durch geschulte Mul-
tiplikatoren Einfluss auf den Kompetenzzuwachs der
Edukanten hat, ergab in zwei von sechs Antwortkatego-
rien („Bedrohungssituationen erkennen“; „Über rechtli-
che Grundlagen informiert“) einen Kompetenzzuwachs
zu Gunsten von Expertenschulungen (p<.05). Zudem
wurde nach der Schulung durch Experten bei den Teil-
nehmenden insgesamt ein signifikant höherer Wissens-
stand gemessen (p<.05) (siehe Tabelle 2). 

4. Diskussion
Durch hohe Belastungen von Studierenden an Hoch-
schulen gewinnen Kompetenzen im Umgang mit auto-
aggressivem oder aggressivem Verhalten von Studieren-
den für Beratungskräfte in Hochschulen und Studenten-
werken an Bedeutung. Sie sind in vielen Fällen die ers -
ten Ansprechpartner für Problemlagen, jedoch größten-
teils nicht ausreichend auf problematische Kontakte mit
Studierende vorbereitet (vgl. Rau et al. 2011). Die Er-
gebnisse der Fragebogenerhebung zeigen, dass sich
durch Schulungen gute Lernerfolge bei den Beratungs-
kräften zu den Themen zielgerichtete Gewalt, Suizida-
lität und Stalking erzielen ließen. Teilnehmerinnen und
Teilnehmer fühlten sich nach der Schulung eher in der
Lage, autoaggressives Verhalten zu erkennen und ange-
messen darauf zu reagieren, fühlten sich sicherer bei der
Einschätzung von Bedrohungssituationen und gingen
davon aus, eher in der Lage zu sein, angemessenes Ver-
halten in Bedrohungssituationen zu zeigen. Kenntnisse
über Notfallpläne für Gefahrensituationen in den Ein-
richtungen und strafrechtliche Grundlagen im Umgang
mit der gesetzlichen Schweigepflicht zeigten den höchs -
ten Lernzuwachs. Beide Themen beinhalten eindeutige
Regelungen oder geben konkrete Verhaltensanweisun-
gen vor, die anhand von Entscheidungsbäumen durch
eine Gefahrensituation führen können. Im Vergleich
dazu sind Schulungsinhalte, die mehr auf einem persön-
lichen Kontakt mit Studierenden aufbauen und einen
empathischen Zugang zum Ratsuchenden oder die
Fähigkeit, angemessen zu kommunizieren, voraussetzen,
vermutlich schwieriger zu vermitteln. „In der Lage zu
sein“ setzt ein sicheres Gefühl im Zusammenspiel mit
dem Verhalten des Ratsuchenden voraus, es fehlten je-
doch zum Erhebungszeitpunkt praktische Erfahrungen.
Sofern ein Transfer der Schulungsthemen in die berufli-
che Praxis gelingt, kann sich vermutlich ein Maximum
an Lernzuwachs erst in Problemsituationen entfalten. Im
Rahmen didaktischer Planung hat sich in der Schulung

Tabelle 2: Vergleich von Lernzuwachs und Wissensstand
insgesamt von Teilnehmenden an Schulungen
von Multiplikatoren (B) und Teilnehmenden
an Schulungen von Experten (Mu)
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Beratungspraxis auf ihre Anwendbarkeit im Arbeitsfeld
geprüft wurden. Sie umfassten eine Handlungsanleitung,
Powerpointpräsentationen, Poster, Fallbeispiele mit Fra-
gestellungen und Musterlösungen zur Lernkontrolle
sowie didaktische Empfehlungen zur Umsetzung. Von
den Multiplikatoren am häufigsten verwendet wurde die
schriftliche Handlungsanleitung. Sie konnte in digitaler
und in Papierform abgerufen werden und enthielt neben
einer kurzen theoretischen Einführung in die Themenbe-
reiche konkrete und praxisnahe Informationen (zum Bei-
spiel Checklisten zur Risikoeinschätzung von Gefahrensi-
tuationen, Gesprächsbausteine für den Kontakt mit sui-
zidalen Studierenden, gesetzliche Regelungen zur
Schweigepflicht). Daneben gab es Raum für eigene Ein-
tragungen, die den vernetzenden Charakter der Bera-
tungsstellen hervorheben sollten. Killich und Kopp
(2007) betonen in ihrer Abhandlung über Wissensma -
nagement in Netzwerken den Vorteil einer Vernetzung,
indem Ratsuchende an die richtigen Ansprechpartner
weitervermittelt werden können. Wissen kann sich dar-
über hinaus im Kontakt mit anderen entfalten und po-
tenzieren (Keller/Kastrup 2009) und durch ein wissens-
bewusstes Management kann ein Kompetenzzuwachs
bei Gesprächspartnern auch für implizites Wissen gelin-
gen (Schanz 2007). Ein überwiegender Teil der Multipli-
katoren war fachlich nicht vorgebildet und zudem mit
den Themen des Curriculums nicht überwiegend in
ihrem Alltag konfrontiert. Umso mehr werden in der be-
ruflichen Praxis die psychosozialen Beratungsstellen bei
Gefährdungssituationen eine zentrale Rolle einnehmen,
denn sie beraten primär problembelastete Studierende
und verfügen über psychotherapeutisch ausgebildetes
Personal (Ackermann/Schumann 2010). Von Vorteil ist
daher für universitäre Einrichtungen, über ein gut funk-
tionierendes Hilfesystem zu verfügen. Zur Unterstützung
eines interdisziplinären Austauschs und für eine Vernet-
zung hat sich daher bewährt, unterschiedliche Berufs-
gruppen in Schulungsgruppen zusammenzufassen und
die Multiplikatoren durch Beratung im Rahmen des Pro-
jekts in ihren Bemühungen um Vernetzung, z.B. durch
Vermittlung von Kontakten, zu unterstützen. 83% der
Multiplikatoren gaben an, dass ihnen die Aufgabe als
Multiplikator eher gut gelang, während 17% sich mehr
Unterstützung von Seiten der Einrichtung gewünscht
hätten. Als hinderlich genannt wurden wenig Zeit im be-
ruflichen Alltag und fehlende Ansprechpersonen in den
Hochschulen auf Leitungsebene. Über ein Drittel der Be-
ratungskräfte gaben allerdings an, an einer weiteren
Auseinandersetzung mit den Projektthemen interessiert
zu sein und zeigten auch in ihren über die Multiplikato-
renfunktion hinausgehenden Aktivitäten (z.B. Schulung
von Dozierenden, Mitarbeit in Krisenteams) großes per-
sönliches Engagement. Faulstich und Zeuner (2010)
sehen Motivation und Erfordernis als die zentralen
Aspekte für ein erfolgreiches Lernen in der Weiterbil-
dung. Beide Voraussetzungen können innerhalb von
Schulungen und anderen personenbezogenen Maßnah-
men positiv wirken. Gefragt sind darüber hinaus aber
auch strukturelle oder infrastrukturelle Voraussetzungen
für mehr Sicherheit, z.B. durch eine Verankerung der
Multiplikatorenfunktion. Vorliegen sollten zudem Ge-
fährdungsbeurteilungen für Arbeitsplätze und ein tech-

bewährt, von Fallbeispielen aus der Praxis der Beraten-
den auszugehen und Übungsmöglichkeiten einzubauen,
um die Teilnehmenden im simulierten Setting mit Pro-
blemlagen auf die praktische Arbeit vorzubereiten. In
Schulungen vor Ort durch Multiplikatoren wurden Fall-
beispiele durch Fallbesprechungen oder Supervision er-
weitert. Die Vorgehensweise hat sich in verschiedenen
Arbeitsfeldern bereits gut als Lernfeld bewährt (Stey
2001; Strauß et al. 2010). Neben den positiven Ergeb-
nissen im Prä-Post-Vergleich ließ sich durch die Schu-
lung ein höherer selbst eingeschätzter Wissensstand
nach der Schulung im Vergleich mit Nichtgeschulten
nachweisen. Bei der Interpretation der Mittelwertdiffe-
renz ist allerdings zu berücksichtigen, dass es sich um
eine nur kleine Kontrollgruppe von 19 nichtgeschulten
Personen handelte. 
Eine zentrale Aufgabe des Projekts war es, landesweit
Beratungskräfte zum Thema zu schulen und erste Ergeb-
nisse innerhalb eines Jahres aufzuzeigen. Deshalb wurde
für die Umsetzung des Projekts ein Multiplikatorensys -
tem gewählt und mit der Datenanalyse anschließend
 überprüft, ob der fachliche Hintergrund des Dozieren-
den Einfluss auf den Kompetenzerwerb der Schulungs-
teilnehmenden hat. Die Ergebnisse zeigen, dass ein ver-
gleichsweise höherer Lernzuwachs in zwei der sechs
Lernbereiche („Bedrohungssituationen erkennen“;
„Über rechtliche Grundlagen informiert“) zu Gunsten
der Qualifizierung durch die Projektverantwortlichen
(Experten) erreicht werden konnte. Trotz der in den letz-
ten Jahren vermehrt veröffentlichten Studien zur Risi-
koeinschätzung bei zielgerichteter Gewalt (Meloy et al.
2011; Dressing/Meyer-Lindenberg 2010; Bondü/Scheit-
hauer 2009; Borum et al. 1999) ist das Thema Risikoein-
schätzung in Bedrohungssituationen für Mitarbeitende
in der Beratung relativ neu und wurde bislang wenig in
der Praxis diskutiert. Sowohl hier als auch im Umgang
mit der Schweigepflicht zeigte sich in der Ausbildung
der Multiplikatoren ein geringer Wissensstand vor der
Schulung (Rau et al. 2011). Möglicherweise konnte den
Multiplikatoren durch die Schulungen von Experten
zwar vergleichsweise mehr Wissen und Sicherheit im
Umgang mit solchen Gefährdungssituationen vermittelt
werden, ohne dass sie jedoch in der Lage waren, beide
Themen an Dritte gleich gut weiterzugeben. In diesem
Zusammenhang ist zu diskutieren, ob es grundsätzlich
möglich ist, alle Themenbereiche durch Multiplikatoren-
schulungen ausreichend abzudecken oder ob für spezifi-
sche Fragestellungen Experten (z.B. Juristen, Ärzte) hin-
zugezogen werden müssen. Ein hoher Lernerfolg durch
Expertenschulungen kann nach Bromme et al. (2004) al-
lerdings nur dann erreicht werden, wenn Antizipations-
und Adaptionsleistungen im Austausch von „Experten“
und „Laien“ positiv miteinander korrelieren und es ge-
lingt, implizites Wissen den Adressaten zu vermitteln.
Bei einer längerfristigen Auseinandersetzung kann sich
in unserem Fall daher das Ergebnis zu Gunsten der Schu-
lungen durch Multiplikatoren verschieben, indem diese
mit der Dauer ihrer Aufgaben fachlich kompetenter wer-
den und zugleich die erforderliche Praxisnähe besitzen.
Für die Ausbildung der Beratungskräfte grundlegend
waren die Materialien zur Schulung, die von den Pro-
jektverantwortlichen erarbeitet und mit Vertretern der
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nischer, baulicher oder organisatorischer Gefahrenschutz
muss gewährleistet sein. Bewährt haben sich zudem in
Projekten mit vergleichbarer Fragestellung Nachsorge-
konzepte für die Betreuung bei Traumata oder psychi-
schen Belastungen von Beratungskräften nach einem
Vorfall (Deutsche Gesetzliche Unfallversicherung 2011).
Mit dem vom Ministerium für Wissenschaft, Forschung
und Kunst initiierten und erfolgreich verlaufenen Projekt
ist eine Motivation für die Hochschulen und Studenten-
werke geschaffen, die Schulungen für Beratungskräfte
fortzuführen und weitere Maßnahmen zur Sicherheit zu
integrieren. 
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Selection procedures for the allocation of student places in general and for medical courses in particular have long
since developed into a highly complex system. The HSW has already covered this earlier (HSW 4/2003). Since the
universities have been allowed to apply their own selection procedures, comparability and transparency have
been very difficult to create. Hartmut Hinneberg, former Head of Student Counselling at the University of Ulm
and a specialist in the analysis of these procedures, has developed a simulation model to compare the effects of
local regulations. He presents his astonishing results in his article: The “Test for Medical Courses” in Selection Pro-
cedures of Universities. “This will render comparisons possible and uncover correlations, which cannot be dedu-
ced from selection regulations alone,” the author states.

Hartmut Hinneberg

Der „Test für Medizinische Studiengänge“ 
im Auswahlverfahren der Hochschulen

Hartmut 
Hinneberg

Auswahlverfahren zur Vergabe von Studienplätzen sind
Steuerungsinstrumente der Hochschulpolitik und wer-
den deshalb von Zeit zu Zeit an neue Zielvorgaben ange-
passt. So wurde für den Wettbewerb um die besten Stu-
dienanfänger der Auswahlrahmen um Kriterien erwei-
tert, durch die es jeder Universität ermöglicht werden
soll, ihre spezielle Vorstellung vom affinen Bewerber
nach außen zu tragen. Dazu zählen einschlägige Berufs-
abschlüsse/-tätigkeiten, Auswahlgespräche, Studier-
fähigkeitstests, außerschulische Leistungen wie z.B. Prei-
se bei „Jugend forscht“ u.a..
Dies gilt in gleicher Weise für das „Auswahlverfahren der
Hochschulen“ (AdH), in dem bei den Fächern, die in das
zentrale Verfahren der Stiftung für Hochschulzulassung
eingebundenen sind, 60% der örtlich vorhandenen Plät-
ze vergeben werden. In den medizinischen Studiengän-
gen steht für das AdH seit einigen Jahren der von der ITB
Consulting GmbH entwickelte „Test für Medizinische
Studiengänge“ (TMS) zur Verfügung. Um den Univer-
sitäten mehr Möglichkeiten zur Einbindung des TMS in
ihr Auswahlverfahren zu bieten, wird das Testergebnis in
3 Versionen mitgeteilt: Als „Standardwert“, als Prozent -
rangwert und als „Notenwert“ (Nw).1

Im Studiengang Medizin wurde der TMS im WS 11/12
von 13 der 34 Medizinischen Fakultäten auf die in Ta-
belle 1 dargestellte Weise in ihr Verfahren einbezogen.
Die recht unterschiedlichen „Auswahlformeln“ zeigen,
dass die Hochschulen durchaus gewillt sind, den ihnen
zugestandenen Spielraum bei der Ausgestaltung ihrer
Auswahlsatzung zu nutzen. Ob sich diese Unterschiede
jedoch auch im Selektionsergebnis wiederfinden, ist
noch offen, denn bislang gibt es keine Möglichkeit, den
Selektionseffekt unabhängig von der von Ort zu Ort un-
terschiedlichen Wettbewerbssituation zu messen. 

Um diese Lücke zu schließen, wird nachfolgend für Aus-
wahlverfahren, die den TMS als Auswahlkriterium ein-
beziehen, ein Modell vorgestellt, mit dem diese Aus-
wahlverfahren simuliert und das Selektionsergebnis
quantitativ dargestellt werden kann.

Tabelle 1: Einbeziehung des TMS in das AdH

1 Definition und Umrechnung siehe http://www.tms-info.org/content/files/
informationsbroschuere_tms2012.pdf.
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1. Methodischer Weg

Das Ergebnis der Auswahlver-
fahren hängt nicht allein von
der Auswahlformel ab, son-
dern auch von ortsspezifi-
schen Gegebenheiten wie
Platzangebot und -nachfrage
und der qualitativen Zusam-
mensetzung der Bewerber.
Wenn es, wie im Folgenden,
um die formelbedingten Un-
terschiede geht, müssen diese
Faktoren eliminiert werden. 
Wie schon erwähnt, werden
neben Hochschulzugangsbe-
rechtigungsnote (HZB-Note)
und TMS noch weitere Krite-
rien in das AdH einbezogen.
Ihr Einfluss auf das Verfah-
rensergebnis hängt davon ab,
wie hoch der Anteil der ent-
sprechenden Merkmalsträger
ist, von der Höhe der Bonierung für das betreffende
Merkmal und – in Anbetracht der sehr angespannten
Wettbewerbslage – von der Position dieser Bewerber im
Notenspektrum. Der letztgenannte Punkt führt bei-
spielsweise dazu, dass viele Berufsboni ohne Wirkung
bleiben weil die Bonusempfänger nicht im vordersten
Notenbereich liegen. Insgesamt ist der Einfluss dieser
Kriterien gering, so dass das Auswahlergebnis ganz
überwiegend durch HZB-Note und Testergebnis be-
stimmt ist.
Die Art der durch den TMS erfassten Fähigkeiten legt
die Vermutung nahe, dass dem Testergebnis und der
HZB-Note eine überwiegend gemeinsame kognitive
Basis zugrunde liegt und dass deshalb zwischen ihnen
ein statistisch erfassbarer Zusammenhang besteht.
Der Schlüssel zu einer Modellierung der Auswahlverfah-
ren ist also die Aufdeckung dieses statistischen Zusam-
menhangs. 
Dazu wird hier für alle Universitäten ein bezüglich der
HZB-Note normalverteiltes Kollektiv von 4.000 Bewer-
bern zugrunde gelegt, mit einem Notenmittelwert von
2,2 und der Standardabweichung 0,6 (Mitteilung der
ITB für WS 10/11).
Das Ergebnis des TMS wird von der ITB als Normalver-
teilung auf einer Punkteskala dargestellt, mit den Para-
metern Testmittelwert Tw = 100 Punkte und der Stan-
dardabweichung s = 10 Punkte (Standardwert). Auf
4.000 Testteilnehmer normiert, soll diese Verteilung das
Testergebnis unseres Bewerberkollektivs repräsentieren.
Beide Verteilungen beschreiben also dasselbe Kollektiv
unter zwei verschiedenen Merkmalen. Der gesuchte
funktionale Zusammenhang dieser Merkmale ist gefun-
den, wenn es gelingt, die Verteilungskurve der Testwer-
te über die Notenverteilung darzustellen.
Dies ist mit 3 Annahmen möglich:
1) Die von jeder der 31 Notengruppen erzielten Test-

werte sind normalverteilt, mit jeweils gleicher Stan-
dardabweichung.

2) Ausgehend vom Testmittelwert der Notengruppe 1,0
nehmen die Mittelwerte der folgenden Notengrup-
pen jeweils um 1 Punkt ab. 

3) Der Testmittelwert der Notengruppe 1,0 beträgt Tw =
112,5 Punkte, die Standardabweichung s = 8 Punkte.

Damit ist die Häufigkeitsverteilung der Testwerte für
jede der 31 Notengruppen bekannt und somit auch ihr
Beitrag zur Häufigkeit eines jeden Testwertes auf der von
der ITB vorgegebenen Skala von 70 bis 130 Testpunk-
ten. Insgesamt ergibt sich daraus eine sehr genaue Ab-
bildung der nach ITB-Vorgaben erstelltenTestkurve für
unser Bewerberkollektiv. Damit ist gezeigt, dass mit un-
serer aus den o.g. Annahmen resultierenden Modellkur-
ve der statistische Zusammenhang zwischen HZB-Note
und Testergebnis dargestellt werden kann. Für die prak-
tische Anwendung wird dieser Zusammenhang zwischen
Note und Testergebnis in Form einer Wertetafel darge-
stellt (siehe Tabelle 2 im Anhang).

2. Ergebnisse
Alle nachfolgend dargestellten Ergebnisse beziehen sich
auf eine Zulassungszahl von 200. 

2.1 Die Ranglisten
Der erste Schritt zur Simulierung eines Auswahlverfah-
rens ist die Erstellung der Auswahlrangliste. Dies soll am
Beispiel des Auswahlverfahrens der Universität Tübin-
gen gezeigt werden. Die Auswahlsatzung legt die Pro-
zentrangintervalle und die zugehörige Notenverbesse-
rung fest, aus denen sich die „Bonusnote“ ergibt.
(auch als Rangnote, Auswahlnote, Verfahrensnote,
Rangwert bezeichnet) Die den Prozentrangintervallen
entsprechendenTestwertintervalle wurden nach den
Formeln der ITB aus unserer in Abbildung 1. dargestell-
ten Modellkurve errechnet. Die Häufigkeit, mit der die
einzelnen HZB-Noten in den Bonusnoten vertreten sind,
ist aus der Wertetafel abzulesen.

Abbildung 1: Verteilung der Testwerte schwarzes Quadrat: Verteilung nach ITB,
weißes Dreieck: Verteilung Modellkurve
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2.2 Durchschnittswerte für HZB und Test
Das Ziel jeder Universität ist ein Anfängerjahrgang, der
bei beiden Auswahlkriterien ein hohes Niveau aufzuwei-
sen hat. Als Maßstab dafür, was die Auswahlformeln in
dieser Hinsicht leisten, sind in der Tabelle 2 die Durch-
schnittswerte für die 200 ausgewählten Bewerber dar-
gestellt. Die zur Berechnung der Durchschnittswerte
notwendigen Zahlen sind den Ranglisten und der Wer-
tetafel zu entnehmen. Dabei wird unterstellt, dass alle
Bewerber am TMS teilgenommen haben. 
Es fällt auf, dass die Universitäten Bochum, Halle, Mainz,
und Leipzig alle dasselbe Ergebnis aufweisen, obwohl
Leipzig ein anderes Gewichtungsverhältnis ansetzt.
Allen 4 Unis gemeinsam ist jedoch dieselbe Einschrän-
kung für die Einbeziehung des TMS: 
Es werden Testergebnisse nur einbezogen, wenn sie
besser sind als die HZB-Note. Um zu zeigen wie sich
diese Einschränkung auf die Durchschnittswerte aus-
wirkt, wurden 2 fiktive Ranglisten ohne die obige Ein-
schränkung erstellt: Rangliste Bochum (2) und Rangliste
Leipzig (2). 

2.3 Schnittmengen
Ein anschauliches Maß für die unterschiedliche Selek -
tionswirkung der Auswahlformeln bei zwei im Ver-
gleich stehenden Universitäten, ist die Zahl der Bewer-
ber, die bei der jeweils anderen Universität nicht aus-
gewählt worden wären. In Tabelle 5 sind für die ausge-
wählten Bewerber die HZB-Noten und ihre Häufigkei-
ten aufgeführt. Die Summe der Häufigkeitsdifferenzen
zwischen den HZB-Noten ergibt die Zahl derjenigen,
die bei der jeweils anderen Universität keine Zulassung
erhalten hätten. Komplementär dazu erhält man die
gemeinsame Schnittmenge dieser Universitäten. Darü-
ber hinaus ist abzulesen, ob die Zulassung an einer an-
deren Universität an der HZB oder am TMS-Ergebnis
gescheitert wäre.

3. Interpretation der
Ergebnisse

3.1 Durchschnittswerte
Wie Tabelle 2 zeigt, verur-
sacht die Art, wie HZB und
TMS verrechnet werden
deutliche Unterschiede
beim Auswahlergebnis. Die
Universitäten Bochum,
Halle, Leipzig und Mainz,
die mit einem gewichteten
Mittelwert aus HZB und
TMS arbeiten, erreichen
einen besseren HZB-
Schnitt, die Universitäten
mit Bonustreppe haben das
bessere Testergebnis. 
Ursache für diese Unter-
schiede ist vor allem die von
Bochum, Halle, Leipzig und
Mainz in ihrer Auswahlsat-
zung festgeschriebenen Ein-

schränkung, dass Testergebnisse nur einbezogen wer-
den, wenn sie besser sind als die HZB-Note. Aus dieser
Festlegung ergibt sich folgende Konsequenz:
Bewerber mit besserer HZB erreichen gegenüber Bewer-
bern mit schlechterer HZB automatisch einen besseren
Rangwert. Erst in der Notengruppe, in die der Grenzrang
fällt, wird das Testergebnis wirklich relevant. In unserer
Simulation für diese 4 Universitäten liegt der letzte Be-
werber mit HZB-Note 1,3 auf Rang 196, er ist somit aus-
gewählt, sein Testergebnis ist ohne Bedeutung. Die letz-
ten 4 Plätze bis zum Grenzrang 200 fallen an die testbe-
sten Bewerber aus Notengruppe 1,4. Dies gilt für Leipzig
genauso wie für Bochum, Halle und Mainz, das Gewich-
tungsverhältnis spielt aufgrund der o.g. Einschränkung
gar keine Rolle. 
Also findet die Auswahl hauptsächlich nach HZB statt. 
Dies gilt auch für Lübeck mit seiner pauschalen Noten-
verbesserung von 4 Notenzehnteln ab Notenrangwert
2,5 bzw Standardwert 95. Da die Bonusschwelle aber
deutlich unter der Schwelle der anderen Universitäten
liegt, ist Lübeck beim TMS-Durchschnitt Schlusslicht. 
Ulm verzichtet in seiner 2. Rangliste auf die obige Ein-
schränkung und erreicht deshalb in etwa die Werte der
Bonus-Universitäten.
Die Werte für Bochum (2) und Leipzig (2) zeigen, wie
stark sich die o.g. Einschränkung auf die Durchschnitts-
werte und die Schnittmengen auswirkt und dass das Ge-
wichtungsverhältnis nur ohne diese Einschränkung zum
Tragen kommt.
Darüber hinaus wird deutlich, dass HZB-Note und Test -
ergebnis in einem komplementären Verhältnis stehen.
Interessant ist auch, dass Leipzig (2) fast dieselben
Werte liefert, die Erlangen und München mit ihrer Bo-
nustreppe erreichen. 
Also liegt auch bei dieser Bonustreppe implizit ein Ge-
wichtungsverhältnis von ca. 60:40 zwischen HZB und
TMS vor.

Tabelle 3: Vorgaben der Auswahlsatzung der Universität Tübingen 

Die Rangliste nach Bonusnoten zeigt, mit welcher Häufigkeit  die HZB-Noten in den
Bonusnoten vertreten sind. In allen hier betrachteten Auswahlformeln hat bei gleicher
Bonusnote die bessere HZB-Note Vorrang. Der Grenzrang 200 liegt in der Bonusnote
0,9 und dort in der HZB-Notengruppe 1,5. Über die Rangnummern dieser 35 bis jetzt
noch ranggleichen Bewerber entscheidet das Los.
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Ursache für die aus dem Rahmen fallenden
Werte der Universität Heidelberg ist eine
Rangwertformel, die nicht den durch die
Vorauswahlkriterien festgelegten realen
Wettbewerb abbildet. Dies führt dazu, dass
das reale Gewichtungsverhältnis zwischen
HZB und TMS nicht 51:39 beträgt, sondern
27,4:62,6.

3.2 Schnittmengen
Sehr anschaulich und noch deutlicher als in
den Durchschnittswerten kommt der Selek-
tionseffekt der Auswahlformeln in den
Schnittmengen zum Ausdruck. Die Schnitt-
mengen von Bochum, Halle, Leipzig und
Mainz mit den Bonus-Universitäten liegen
zwischen 64,5% und 81,5%, was für einen
sehr deutlichen Selektionseffekt der Aus-
wahlformeln spricht.

Die Schnittmengen der Bonus-
Universitäten sind etwas größer
und liegen mit einer Bandbreite
von 83% bis 97,5% auch etwas
enger beieinander. Der Selektions-
effekt der zugrunde liegenden
Auswahlformeln ist also trotz
großer äußerlicher Unterschiede
nicht sehr ausgeprägt. Heidelberg
markiert beim Vergleich mit Bo-
chum, Halle, Leipzig und Mainz
auch hier mit nur 44% das Mini-
mum. Der Grund dafür wurde
schon genannt.

Fazit: Das hier vorgestellte Simula-
tionsmodell erlaubt einen tiefen

Blick hinter die bunte Kulisse der Auswahl-
formeln und ohne die Verzerrung durch
ortsspezifische Gegebenheiten, mit denen
die nach Abschluss des Verfahrens veröffent-
lichten Grenzwerte befrachtet sind. Dadurch
werden Vergleiche möglich und Zusammen-
hänge sichtbar, die sich aus den Auswahlsat-
zungen so nicht ableiten lassen. 
Generell resultieren die Auswahlergebnisse
aus einem von den Universitäten explizit
oder implizit festgesetzten Gewichtungsver-
hältnis zwischen HZB und TMS. Die großen
Unterschiede die dabei auftreten zeigen,
dass die Vorstellungen über das richtige
Maß sehr weit auseinander gehen. Dies liegt
u.a. daran, dass diesbezüglich noch keine
ausreichende Faktenbasis vorliegt. Eine Un-
tersuchung zum Einfluss der HZB-Note auf
das Ergebnis der 1. Ärztlichen Prüfung so-
wohl in Bezug auf die erreichte Punktzahl als
auch auf die Zahl der dafür benötigten Se-
mester, wurde vom Verfasser bereits 2003
vorgestellt (HSW 4/2003). Die notwendige
Datenbasis für eine ebenso detaillierte Stu-
die zum TMS steht in absehbarer Zeit zur
Verfügung. Diese Möglichkeit, die Validität

Tabelle 4: Durchschnittswerte für HZB-Note und Standardwert 

Tabelle 5: HZB-Noten und ihre Häufigkeit für die ausgewählten Bewerber

Bochum steht in Tabelle 5  stellvertretend für Bochum, Halle, Leipzig und Mainz.
Bo(2): fiktive Rangliste für Bochum, Halle und Mainz ohne Einschränkung

Tabelle 6: Schnittmengen

Bo(2): fiktive Rangliste für Bochum, Halle und Mainz ohne Einschrän-
kung, Tabelle 6 zeigt auf den Schnittpunkten Spalte/Zeile rechts von
der Diagonalen die gemeinsame Schnittmenge in %, links die Anzahl
der jeweils nicht zugelassenen Bewerber bei Auswahlgrenze 200
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n Hartmut Hinneberg, ehem.  Leiter der Zen-
tralen Studienberatung, Universität Ulm, 
E-Mail: hartmut.hinneberg@t-online

Der größte Teil der Bewerber mit HZB-Note 1,0 wird schon vorab in der Abi-
turbestenquote  zugelassen. Der am AdH beteiligte Rest wird hier auf 20 an-
gesetzt. TMS: Punkte Standardwert, H: Häufigkeit des Standardwertes in der
betreffenden Notengruppe

eines wichtigen Auswahlkriteriums objektiv abzusichern,
sollte im Interesse der Bewerber und der Hochschulen
nicht versäumt werden.

Anhang:

Tabelle 2: Ausschnitt aus der Wertetafel TMS - HZB
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Dieser Beitrag befasst sich mit dem Studieren der Sozial-
wissenschaften in der Ära von Bologna, die neben der
curricularen Umstellung auf ein zwei- bzw. dreistufiges
System von Studienabschlüssen und der Einführung
eines ECTS Leistungspunktesystems vermehrt auch eine
Steigerung der Arbeits- und Prüfungsbelastung für die
Studierenden mit sich bringt (z.B. Allenspach/Husfeldt
2012). Am Fallbeispiel der im Zuge des Bologna-Prozes-
ses 2007 implementierten gemeinsamen sozialwissen-
schaftlichen Studieneingangs- und Orientierungsphase
der Universität Wien (SOWI-STEOP, http://esowi.uni-
vie.ac.at/) werden Herausforderungen, Strukturen und
Entwicklungen in Bezug auf die spezifischen Charakteris -
tika der Studienbeginner/innen diskutiert und studenti-
sche Erwartungen und Bewertungen beleuchtet.

Die sozialwissenschaftlichen Studien Kultur- und Sozial -
anthropologie, Politikwissenschaft und Soziologie an der
Universität Wien zeichnen sich, in Relation zu den zur
Verfügung stehenden Ressourcen, durch sehr hohe Stu-
dierendenzahlen aus. Im Wintersemester 2010/11 be-
gannen insgesamt 1.951 Personen eines der drei Bache-

lor-Studien (Universität Wien 2011). Während in den
Studienrichtungen Kultur- und Sozialanthropologie und
Soziologie der Großteil der Studierenden weiblich ist
(70% bzw. 80%), ist die Geschlechterverteilung unter
den Studienbeginner/innen der Politikwissenschaft aus-
geglichen. Die Überzahl an weiblichen Studierenden
spiegelt das Geschlechterverhältnis aller Studierenden
der Universität Wien wider (Universität Wien 2011). Im
Vergleich zu anderen Studienrichtungen sind die Stu -
dienanfänger/innen der Sozialwissenschaften außerdem
älter, verstärkt erwerbstätig und tendieren dazu ein
Doppelstudium zu inskribieren (Budka/Schallert 2009).
Diese soziographischen Befunde werden auch durch un-
abhängige großangelegte Evaluierungen bestätig (z.B.
Unger et al. 2009a; Unger et al. 2009c) und im Beitrag
diskutiert. 
Wer sind die Studierenden der Sozialwissenschaften?
Was erwarten sie von den Sozialwissenschaften? Und
wie erleben Studierende eine Studieneingangsphase an
einer Hochschule? Wie werden Unterstützungsangebote
angenommen und wie wirken sich diese auf Kompeten-
zerwerb und Einstellung der Studierenden aus? 

By referring to the case of the joint introduction phase in social science at the University of Vienna, this article
analyses the student beginners in the social sciences. As a specific student group, social science students differ
from other student populations in respect of demography and motivation. Besides discussing students’ expecta -
tions and evaluations of the social sciences, challenges, structures and developments in higher education are
being analysed. 

Philipp Budka, Claudia Schallert, 
Lukas Mitterauer & Markus Hintermayer

Neue Entwicklungen und 
Herausforderungen im 
sozialwissenschaftlichen Studium

Claudia SchallertPhilipp Budka

Markus 
HintermayerLukas Mitterauer

Hochschu l fo r s chungHSW
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Abschließend wirft der Beitrag noch einen Blick in die
Zukunft des sozialwissenschaftlichen Hochschulstudi-
ums unter sich beständig verändernden Rahmenbe-
dingungen. 

1. Entwicklung und Rahmenbedingungen 
der SOWI-STEOP

An der Universität Wien einigten sich die Studienpro-
grammleiter der sozialwissenschaftlichen Fachrichtun-
gen Kultur- und Sozialanthropologie, Politikwissenschaft
und Soziologie 2007 auf gemeinsame Bologna-konfor-
me Module im Bachelor-Studienplan (Payrhuber et al.
2007). In diesen Modulen sind sowohl Lehrveranstal-
tungen verortet, die interdisziplinär – also gemeinsam
fächerübergreifend – als auch fachspezifisch gestaltet
sind.1 Die „gemeinsame Studieneingangsphase“ wurde
2010 in „gemeinsame sozialwissenschaftliche Stu -
dieneingangs- und Orientierungsphase“ (SOWI-STEOP)
umbenannt, um den Orientierungsauftrag dieser Studi-
enphase noch stärker zu betonen. Diese umfasste im
Untersuchungszeitraum 30 ECTS-Punkte und sollte laut
Curriculum im 1. Studiensemester absolviert werden.2
Die Studiensituation in den sozialwissenschaftlichen
Fächern der Universität Wien ist insbesondere in der
Studieneingangsphase durch hohe Studierendenzahlen
und damit verbundenen begrenzten räumlichen Kapa-
zitäten sowie einem ungünstigen Lehrenden-Studieren-
den Verhältnis (mehr als 100 Studierende auf einen Leh-
renden) gekennzeichnet (z.B. Budka et al. 2011; Leiden-
frost et al. 2009). In der gemeinsamen SOWI-STEOP lag
der Selbststudienanteil in den vorwiegend nicht-prü-
fungsimmanenten Lehrveranstaltungen für die rund
1.950 Studienanfänger/innen im
Wintersemester 2010/2011 bei
mehr als 80% (Budka/Schallert
2009). 
Die Entwicklung und Implemen-
tierung der Studieneingangsphase
wurde zunächst durch das E-Lear-
ning-Projekt eSOWI-STEP beglei-
tet, das einerseits darauf abzielte,
mittels digitaler Medientechnolo-
gien flexible, interaktive, raum- und zeitunabhängige
Lern- und Lehrsituationen zu schaffen. Andererseits
wird die hohe Zahl an Studienanfänger/innen mit Hilfe
von Blended Learning Szenarien vor allem beim Selbst-
studium unterstützt (Payrhuber et al. 2007). 
In dem Folgeprojekt SOWI-STEOP wird die Weiterent-
wicklung und Qualitätssicherung der konzipierten Lehr-
und Lernszenarien und der Studieneingangs- und Orien-
tierungsphase allgemein vorangetrieben. Vorrangige
Ziele sind dabei verstärkt die Reflexion der Studienwahl
zu fördern und weiterhin mittels digitaler Medientech-
nologien flexibles und interaktives Lernen zu erlauben,
um damit einen möglichst raschen und erfolgreichen
Studienverlauf zu ermöglichen. So wurden für die
SOWI-STEOP didaktische Modelle und Blended Lear-
ning Szenarien entwickelt, die Studienanfänger/innen
zum kontinuierlichen Lernen motivieren, sie im Selbst-
lernprozess unterstützen und verschiedene Formen der

Interaktion ermöglichen (Budka et al. 2009; Schallert et
al. 2008). 
Studienanfänger/innen werden in der SOWI-STEOP sys -
tematisch von Teaching Assistants und studentischen
Mentor/innen unterstützt. Während Teaching Assistants
bemüht sind mittels Online-Übungen auf Lernplattfor-
men Lehrveranstaltungsinhalte zu vertiefen, zu diskutie-
ren und wissenschaftliche Praktiken zu üben, fördern
Mentor/innen den Sozialisationsprozess und die Orien-
tierung von Anfänger/innen an der Universität. Trotz
des hohen Selbststudienanteils in der Eingangsphase,
der ungewohnten Lernumgebung Universität und des
hohen studentischen Drop-Outs nimmt ein überwie-
gender Teil der Studierenden – zumeist aus zeitlichen
Gründen – die freiwilligen Unterstützungsangebote
nicht wahr. Rund 25% der SOWI-STEOP Studierenden
brechen ihr Studium nach einem Semester ab, nach
einem Studienjahr steigt dieser Anteil auf mindestens
40%. Gründe für den Studienabbruch an österreichi-
schen Universitäten allgemein werden beispielsweise in
Unger et al. (2009b) diskutiert. 

2. Wer sind die Studierenden der Sozial -
wissenschaften und wie studieren sie? 

2.1 Methodik 
Wer die Studierenden der Sozialwissenschaften sind, mit
welchen Erwartungen sie ihr sozialwissenschaftliches
Hochschulstudium beginnen, welche Voraussetzungen
sie mitbringen und wie sie im Kontext der neuen Bolog -
na-Studienarchitektur studieren, wurde in insgesamt 5
Befragungen über einen Zeitraum von drei Jahren erho-
ben (vgl. Tabelle 1). 

Als Datenbasis dienten in den ersten Erhebungen die im
elektronischen Anmeldesystem der Fakultät für Sozial-
wissenschaften erfassten Studienbeginner/innen, der
Fachrichtungen Kultur- und Sozialanthropologie, Poli-
tikwissenschaft und Soziologie. In der zweiten Erhe-
bungswelle (Befragung 4 und 5) wurden alle Studienan-
fänger/innen der sozialwissenschaftlichen Studienrich-
tungen (mit Ausnahme der Publizistik und Kommunika-
tionswissenschaften) angeschrieben.

Tabelle 1: Erhebungen

1 An der Entwicklung und Durchführung der gemeinsamen Lehrveranstal-
tungen ist als vierte Studienrichtung auch die Publizistik- und Kommuni-
kationswissenschaft beteiligt, die aufgrund der hohen Studierendenzahlen
aber eine eigene Studieneingangsphase und seit 2010 auch ein Aufnahme-
verfahren hat (709 Aufnahmen im Wintersemester 2010/2011). 

2 Ab dem Wintersemester 2011/2012 müssen alle Studieneingangsphasen
in Österreich neuen gesetzlichen Vorgaben und Regelungen folgen. 
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Alle Erhebungen mit Ausnahme der Dritten wurden als
Online-Befragungen mit dem Programm Evasys der
Firma Electric Paper durchgeführt, wobei den Studieren-
den ein individualisierter Link zu „ihrem“ Fragebogen
übermittelt wurde. Das Befragungsfenster war nach der
Aufforderungs-E-Mail durchschnittlich zwei Wochen
geöffnet. Nach einer Woche wurde an diejenigen, die
noch keinen Fragebogen ausgefüllt hatten eine Erinne-
rungs-E-Mail geschickt. Bei Erhebung 3 kam die Online-
Befragungssoftware SurveyMonkey zum Einsatz und es
wurden zwei Erinnerungs-E-Mails an die Studierenden
verschickt.
Die Rücklaufquoten betrugen zwischen 17% und 42%,
wobei der große Unterschied aus den unterschiedlichen
Befragungszeitfenstern und den zur Verfügung stehen-
den Kontaktdaten resultiert. Zu Beginn des Semesters
sind die Befragungsquoten noch hoch, während gegen
Semesterende bereits viele Studierende die Universität
verlassen haben und daher auch nicht auf die Aufforde-
rungs-E-Mail reagieren. Im elektronischen Anmeldesys -
tem konnten Studierende ihre bevorzugte persönliche
Kontakt-E-Mail-Adresse angeben, während die Erstin -
skribierenden 2010/2011 über ihre von der Universität
Wien zur Verfügung gestellte E-Mail-Adresse ange-
schrieben werden mussten. 
Die Studierenden sollten bei den einzelnen Befragungen
zu einem weitgefächerten Themenspektrum Auskunft
geben (vgl. Tabelle 2). Im Folgenden wird Datenmaterial
diskutiert, das bei den Befragungen 3, 4 und 5 erhoben
wurde. 

2.2 Studienmotivation, Einstellung zum Studium und
soziale Integration von sozialwissenschaftlichen Studie-
renden 

„Das Problem war, dass ich völlig falsche Vor-
stellungen vom Studium hatte.“ (Studienanfän-
gerin)

Die Studierenden der Sozialwissenschaften stellen
hinsichtlich zahlreicher Kriterien eine eigene Stu-
dierendengruppe dar. Dies beginnt bei Alter und
Herkunft der Studierenden, geht über die Studi-
enmotivation und endet schließlich beim Verhal-
ten der Studierenden. Mit durchschnittlich 23
Jahren liegen die Studienbeginner/innen der So-

zialwissenschaften an der Universität Wien rund drei
Jahre über dem Schnitt der Studienanfänger/innen an
wissenschaftlichen Universitäten insgesamt (20,2 Jahre;
Unger et al. 2009c). 
Neben dem Alter lassen sich auch Herkunftsvariablen
analysieren, bei denen es im Vergleich zu anderen Stu-
dierendengruppen Unterschiede gibt. 
In Österreich kommen Studierende verstärkt aus einem
Elternhaushalt mit höheren Bildungsabschlüssen. Be-
sonders auffällig ist diese Bildungstradierung etwa bei
Studierenden der Medizin, wo über 50% der Studieren-
den aus Akademiker/innenfamilien kommen (Haidinger
et al. 2005). Bei den Studienbeginner/innen der Sozial-
wissenschaften ist dieses Bildungsgefälle weniger stark
ausgeprägt. Bei 34% der Studierenden hat der Vater
einen Universitätsabschluss erreicht; ebenso viele Müt-
ter haben einen Hochschulabschluss. 
Hinsichtlich ihrer schulischen Leistungen stufen sich die
Studierenden der Sozialwissenschaften eher im Mittel-
feld ein. Auf der 5-teiligen Skala geben sie an in der
Schule „eher zu den Besseren gehört zu haben“ (Mittel-
wert 2,3). Weibliche Studierende beurteilen dabei – zu
Recht – ihre schulischen Leistungen etwas besser, als
ihre männlichen Kollegen. 
Vergleicht man diese subjektive Angabe mit den objek-
tiven Noten, fällt auf, dass weibliche Studierende um
durchschnittlich 0,2 Notengrade besser in der Schule
waren, als ihre männlichen Kommilitonen. Im Schulno-
tenvergleich mit den Mediziner/innen schneiden die So-
zialwissenschafter/innen im Bereich der Mathematik
schlechter ab, wohingegen im Fach Englisch die Medizi-
ner/innen schlechtere Ergebnisse aufweisen (Haidinger
et al. 2005). 
„Erwerbstätigkeit während des Semesters oder auch in
den Ferien ist für die große Mehrheit der Studierenden
ein fester Bestandteil in ihrem Studienalltag“ (Unger et
al. 2009c, S. 133), wobei das Ausmaß der Erwerbstätig-
keit stark variiert. Rund 61% der österreichischen Stu-
dierenden sind von Erwerbstätigkeit betroffen. Bei Stu-

Tabelle 2: Themenbereiche der Befragungen

Tabelle 3: Höchste abgeschlossene Schulbildung 
der Eltern

Tabelle 4: Schulleistungen der Studierenden
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dierenden der Sozial- und Wirtschaftswissenschaften ist
sie mit 65% rund 10%-Punkte höher als in den Inge -
nieurwissenschaften (Unger et al. 2009c). Das Studium
negativ beeinflusst laut Kolland (2002) allerdings erst
eine Erwerbstätigkeit im Ausmaß von 20 Wochenstun-
den und mehr. 
Die hier untersuchte Studierendenpopulation weist eine
Erwerbsquote von über 75% auf, jedoch fällt nur rund
ein Fünftel von diesen in die kritische Gruppe der Stu-
dierenden, die aufgrund einer Erwerbstätigkeit von über
20 Stunden pro Woche als abbruchsgefährdet eingestuft
werden muss. Im Schnitt bewegt sich die studentische
Erwerbstätigkeit bei 11,8 Wochenstunden. Ein Ausmaß
also, das prinzipiell ein Vollzeitstudium zulassen würde.
Trotzdem geben die Studierenden an nur 24,6 Wochen-
stunden für das Studium aufwenden zu wollen. 
Dies sind Angaben, die zu Beginn des Semesters ge-
macht wurden und nicht das reale Studienverhalten
wiedergeben. Sowohl Metzger (2010) als auch Dorfer
und Salmhofer (o.A.) kommen auf der Grundlage von
Zeitaufzeichnungen zu dem Ergebnis, dass Studierende
weniger Stunden pro Woche für das Studium aufwen-
den als der Bologna-Sollwert vorsieht. Außerdem emp-
finden nach diesen Studien die Studierenden die subjek-
tiv aufzuwendende Zeit als deutlich höher als objektive
Zeitaufzeichnungen nachweisen. Geht man also davon
aus, dass die Studierenden der Sozial-
wissenschaften deutlich weniger als
die angegebenen 25 Wochenstunden
real studieren, muss damit gerechnet
werden, dass ein nicht unbeträchtli-
cher Anteil der Studierenden das Stu-
dienziel bzw. den angestrebten Kom-
petenzerwerb im vorgesehen Zeitrah-
men nicht erreichen wird. 
Ein weiterer Faktor, der sich neben der
Erwerbstätigkeit auf die für ein Stu -
dium zur Verfügung stehende Zeit aus-
wirkt, ist die Tendenz der Studieren-

den in den Sozialwissenschaften zu Doppel- oder Mehr-
fachstudien. 37% der befragten Studienbeginner/innen
des Wintersemesters 2010/2011 (N=316) geben an,
neben dem sozialwissenschaftlichen noch ein weiteres
Fach zu studieren.3 Im Vergleich dazu betreiben an wis-
senschaftlichen Universitäten insgesamt nur 26% der
Studierenden ein Doppelstudium (Unger et al. 2009c).
Ein zentraler Aspekt studienfachbezogener Forschung
bezieht sich auf die Frage, mit welchen Motiven Studie-
rende ihr Studium beginnen, also das „Warum“ des Stu-
diums. Untersuchungen zeigen, dass in den 1980er Jah-
ren vornehmlich interessensgeleitet studiert wurde, wo-
hingegen in den 1990er Jahren berufsbezogene Motive
zunehmend an Bedeutung gewannen und nun gleichauf
mit den interessensgeleiteten Motiven liegen (z.B. Mit-
terauer 2001). 
Vergleicht man diese Befunde mit den Ergebnissen der
Befragungen der Studienanfänger/innen der Sozialwis-
senschaften, fällt auf, dass es bei dieser Gruppe schon
deutliche Unterschiede zum Durchschnitt aller Studie-
renden gibt (vgl. Tabelle 6). Zentral im Fokus stehen in-
teressensgeleitete Motive (Interesse 73%, Wissen über
gesellschaftliche Zusammenhänge 60%, Wissen erwei-
tern 50%, Themen immer interessiert 22%, Interesse an
Forschung 11%). Danach folgen die berufsbezogenen
Studienmotive (bessere Berufschancen 30%, Berufs-
wunsch 18%), wobei die berufsbezogenen Motive bei
männlichen Studierenden eine größere Rolle spielen als
bei weiblichen. Abgeschlagen hingegen sind „externe“
Studienmotive (Student/innenleben 9%, Aufnahmever-
fahren in einem anderen Studium 8%, Orientierungslo-
sigkeit 3% und der Einfluss der Freunde 1%). 

Die Studienanfänger/innen
schei nen ein recht konkretes
Bild von sozialwissenschaftli-
chen Tätigkeiten zu haben und
dies obwohl nur 25% der Be-
fragten angeben, in ihrem un-

Tabelle 5: Zeitverwendung während des Studiums

Tabelle 6: Studienmotive der Studienanfänger/innen nach Wichtigkeit (N=461,
max. 3 Nennungen)

Tabelle 7: Einstellungen zur Tätigkeit als Sozialwissenschafter/in

3 Laut dem Reporting System der Univer-
sität Wien ist der Anteil an Doppel- und
Mehrfachstudien bei den Studienbegin-
ner/innen des WS 2010/2011 teilweise
sogar noch höher und liegt bei 37% an
der Soziologie, 40% an der Kultur- und
Sozialanthropologie und 47% an der Poli-
tikwissenschaft. Dies lässt sich vermutlich
dadurch begründen, dass Studienbegin-
ner/innen zwar mehrere Studien inskri-
bieren, diese aber nicht aktiv betreiben.
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mittelbaren Bekanntenkreis Sozialwissenschafter/innen
zu haben (vgl. Tabelle 7). Die Studierenden sehen richti-
gerweise Sozialwissenschafter/innen mehr in Bibliothe-
ken und Archiven als im Labor arbeiten. Der Fokus der
Arbeit liegt auch beim Menschen und weniger auf den
Spuren bzw. Materialien, die der Mensch hinterlässt.
Die Herangehensweise schwankt dabei zwischen refle-
xiv-diskursiven Elementen auf der einen Seite und lo-
gisch-stringenten Gedankengängen auf der anderen.
Ziel sei es auch mehr den Menschen zu verstehen bzw.
ihn zu erkennen, während entwickelnde bzw. sozio-
technische Aspekte eine geringere Rolle spielen. 
Das Ansehen des Faches in der Öffentlichkeit wird mit
einem Mittelwert von 3,1 relativ neutral beurteilt. Verg-
lichen mit anderen Berufsgruppen wie etwa
Mediziner/innen oder Jurist/innen, die ein deutliches
Standesbewusstsein an den Tag legen, ist dieser Wert
sehr gering. Dies mag zum einen an den sehr heteroge-
nen Arbeitsfeldern der Sozialwissenschaften liegen, die
eine Identifikation mit dem Fach schwierig machen und
auch kein einheitliches Bild für die Öffentlichkeit erge-
ben. Aber auch womöglich darin, dass der spätere Beruf,
im Gegensatz zu Mediziner/innen und Jurist/innen,
nicht im Vordergrund des Studieninteresses steht. 
Wurden die Erwartungen der Studienanfänger/innen
nun erfüllt? Und wie steht es mit der Integration der
Studierenden in die Universität? Mit diesen Fragen be-
fasste sich Befragung 5 am Ende des Wintersemesters
2010/2011. 
Die Bewältigung der Leistungsanforderungen in der
SOWI-STEOP dürfte zumindest für die Studierenden, die
die ersten Monate im Studium überstanden haben,
keine große Hürde darstellen. Den meisten ist nicht nur
der positive Studienabschluss wichtig (1,4), sondern sie
finden auch den Studienfortschritt zufriedenstellend
(2,3) und sich den Leistungsanforderungen gewachsen
(2,0). Vor allem das Studienziel, sich intellektuell fortzu-
bilden und das Wissen zu erweitern dürfte zumindest

für das erste Semester geglückt sein.
Der Mittelwert auf die Frage, ob
einen das Studium intellektuell wei-
tergebracht hat, liegt bei 1,9 (vgl. Ta-
belle 8).
Zurückhaltender ist die Beurteilung
der sozialen Integration bzw. der
Kommunikation mit anderen Studie-
renden. Die Fragen, ob ein kollegiales
Klima herrsche, man bereits Freunde
an der Universität gefunden hat und
ob man sich über inhaltliche wie or-
ganisatorische Dinge mit den ande-
ren Studierenden austauscht, wird
mit 2,4-2,6 auf der fünfteiligen Skala
beurteilt.
Defizite können bei der Integration in
den akademischen Alltag der Univer-
sität festgestellt werden. Das Studi-
um wird nicht unbedingt als Lebens-
mittelpunkt der meisten Studieren-
den gesehen (2,6), sie haben oft
Schwierigkeiten, sich an die richtigen
Ansprechpersonen zu wenden (2,8),

sie fühlen sich offenbar nicht gut betreut (3,1) und
fühlen sich oft allein gelassen (3,3). Vor allem der An-
schluss an das wissenschaftliche Personal der Universität
Wien ist nur unzureichend geglückt. Bei der Frage, ob
sie bereits mit Lehrenden über fachliche Inhalte gespro-
chen hätten, geben die Studierenden einen Wert von
4,1 an – der schlechteste Wert der gesamten Befragung.
Aus dieser mangelnden Integration in die Universität
Wien ist es dann auch nicht verwunderlich, dass die Stu-
dierenden auf die fachspezifischen Items ebenfalls nega-
tiv antworten. Sie fühlen sich nur partiell der Universität
Wien verbunden (2,9), geben uneinheitlich Auskunft
darüber, ob ihnen das Lesen wissenschaftlicher Literatur
Freude bereitet (2,7) und vor allem finden sie nicht, dass
sie wie Sozialwissenschafter/innen denken (3,1). Zieht
man in Betracht, dass das Ziel eines Studiums in den er-
sten Semestern das Aneignen und Verinnerlichen spezi-
fischer Denkweisen sein sollte, dann lässt sich hier ein
Verbesserungsbedarf feststellen. 

2.3 Nutzung und Bewertung der SOWI-STEOP und ihrer
Unterstützungsangebote 

„STEOP finde ich sehr interessant, aber die Stoffmen-
ge ist viel zu viel.“ (Studienanfängerin)

In diesem Abschnitt wollen wir einen Einblick in die
Nutzung und Bewertung der Lehrveranstaltungen der
SOWI-STEOP im Wintersemester 2010/2011 sowie der
zur Verfügung stehenden Unterstützungsangebote
geben. Die Lehrveranstaltungen lassen sich vier Katego-
rien zuordnen (vgl. Tabelle 9).
Wie erleben die Studienanfänger/innen die SOWI-
STEOP, ihre Lehrveranstaltungen und Unterstützungsan-
gebote? 
Bei der Bewertung der SOWI-STEOP Lehrveranstaltun-
gen wurde unter anderem nach der Förderung von In-
teresse am Studium durch die jeweilige Veranstaltung

Tabelle 8: Integration in die Universität



104 HSW 3/2012

Hochschulforschung HSW

gefragt (vgl. Tabelle 10). In der gemeinsamen, fächerü-
bergreifenden Eingangsphase ist es die fachspezifische
Einführungsvorlesung, die am stärksten das Interesse am
(fachlichen) Studium fördert (1,7). Interessanter Weise
trifft das auf die prüfungsimmanenten Proseminare, die
ebenfalls fachspezifisch sind, sich aber überwiegend mit
allgemein sozialwissenschaftlichen Arbeitspraktiken be-
fassen, weniger zu (2,5). Es scheinen vor allem die in
den Lehrveranstaltungen behandelten fachspezifischen
Inhalte zu sein, die das Interesse am Studium fördern. 
Die Unterstützungsmaßnahmen in der SOWI-STEOP
versuchen der Studiensituation von Studierenden in den
Sozialwissenschaften gerecht zu werden und stellen des-
wegen ein sehr diverses Angebot dar. Zeitliche und
räum liche Flexibilität wird durch Blended Learning Szen-
arien ermöglicht, die sowohl das Selbststudium als auch
angeleitetes Lernen durch Teaching Assistants fördern.
Die oft mangelhafte soziale Integration und Orientie-
rung an der Universität soll über ein begleitendes Peer
Mentoring-Programm gefördert werden. Dieses soll

auch Tendenzen der „Entpersonalisierung“ im
zunehmend automatisierten Hochschulbetrieb
entgegenwirken, wie sie beispielsweise von
Görts (2011, S. 126) beschrieben werden.
Außerdem werden ausgewählte Lehrveranstal-
tungen auch noch durch ein Angebot von Fach-
tutorien unterstützt. In der Beurteilung und In-
terpretation der Ergebnisse ist zu beachten, dass
es sich bei allen Unterstützungsangeboten um
freiwillige Angebote handelt, deren Absolvie-
rung den Studierenden lediglich empfohlen wer-

den kann. 
Von den Unterstützungsangeboten in der SOWI-STEOP
wurde im Wintersemester 2010/2011 das der Teaching
Assistants am häufigsten in Anspruch genommen (47%).
Die nicht in der gesamten Eingangsphase angebotenen
Fachtutorien wurden von 29% der Studienanfänger/in -
nen besucht, während das flächendeckend angebotene
Mentoring-Programm von 21% angenommen wurde.
Am wenigsten genutzt wurden die Erstsemestrigentuto-
rien der Österreichischen Hochschülerschaft, die, ähn-
lich wie das Mentoring-Programm, den Informations-
austausch zwischen erfahrenen und unerfahrenen Stu-
dierenden vorsehen (14%). Im Folgenden wollen wir
uns auf die Bewertung der am häufigsten in Anspruch
genommenen Unterstützungsmaßnahmen konzentrie-
ren (vgl. Tabelle 12). Die Übungen der Teaching Assi-
stants, die überwiegend online angeboten wurden,
werden von den Studienanfänger/innen mehrheitlich
positiv beurteilt. Besonders in der Vorbereitung auf die
Prüfung bzw. Abschlussarbeit am Ende des Semesters
war das Angebot hilfreich (1,7). Am wenigsten hilfreich
wird die Unterstützung der Teaching Assistants in der
Entwicklung von Verständnis hinsichtlich der Gemein-
samkeiten und Unterschiede der an der SOWI-STEOP
beteiligten Disziplinen bewertet (2,6). Hier bedarf es
vor allem der verstärkten Betonung dieser Aspekte in
den Lehrveranstaltungen durch die Lehrenden. 
In Befragung 3 wurde das Blended Learning Angebot
der SOWI-STEOP, das sich aus Lehrveranstaltungen
deren Inhalten und Online-Übungen zusammensetzt,
hinsichtlich der studentischen Anwendung und Verbes-
serung von überfachlichen Kompetenzen überprüft. Die
Studierenden berichten nach der SOWI-STEOP von
Kompetenzzuwächsen in allen abgefragten Bereichen
(Budka/Schallert 2009, Hintermayer 2009).
So verfügen die Studierenden nach der SOWI-STEOP
mehrheitlich über Methodenkompetenz, sieht man re-
flektiertes Lernen und den Erwerb von Überblickswis-
sen als basale Elemente derselben an (vgl. Tabelle 13).
Viele Studierende machen sich Gedanken zum Stoff
(2,2), reflektieren das eigene Lernverhalten (2,3) sowie
ihre mit dem Studium verbundenen Interessen (2,0).
Die Studierenden stimmen auch den Aussagen zur Ver-
mittlung von sozialwissenschaftlichem Basiswissens zu
(1,9 bzw. 2,2). 
Vergleichsweise weniger ausgeprägt ist die Selbstkom-
petenz der Studierenden. Zwar wird von vielen Verant-
wortung für den Lernprozess übernommen (1,8) und es
werden zumindest ansatzweise persönliche Lernziele
verfolgt (2,5) (vgl. Tabelle 14). Allerdings verfügen viele

Tabelle 9: Lehrveranstaltungen der SOWI-STEOP (Wintersemester
2010/2011)

Tabelle 10: Bewertung der Lehrveranstaltungen (Win-
tersemester 2010/2011)

Tabelle 11: Genutzte Unterstützungsangebote

Tabelle 12: Bewertung der Teaching Assistant Angebote
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Studierende über keinen Arbeits- und Zeitplan (3,3) und
ein Teil der Studierenden hat Schwierigkeiten, sich
selbst zum Lernen zu motivieren (3,1). Der hohe Selbst-
studienanteil der Bachelor-Studien in der Bologna-Ära
stellt demnach zumindest für einen Teil der Studieren-
den eine große Herausforderung dar. 

3. Diskussion und Ausblick
Wie wir gezeigt haben, handelt es sich bei den Studie-
renden der Sozialwissenschaften um eine spezifische
Studierendengruppe, die sich sowohl hinsichtlich sozio-
graphischer als auch motivationaler Faktoren von Stu-
dierenden anderer Fachrichtungen unterscheidet. So-
zialwissenschaftliche Studienbeginner/innen sind vor-
wiegend weiblich, verstärkt erwerbstätig und studieren
vor allem interessensgeleitet. Trotzdem spielt bei den
Studienmotiven das Interesse an der Forschung, die
wesentlicher Bestandteil jeder Wissenschaft ist, nur
eine untergeordnete Rolle. Dies kann mit falschen Vor-
stellungen vom Studium ebenso zu tun haben wie mit
suboptimalem Informationsverhalten vor Beginn des
Studiums. 
Gemeinsam mit den Studierenden anderer Fachrichtun-
gen ist den sozialwissenschaftlichen Studierenden das
subjektive Gefühl, mehr Zeit für ihr Bachelor-Studium
aufwenden zu müssen, als sie dann tatsächlich tun
(Metzger 2010). So sind die Studienanfänger/innen in
ihren Angaben zum veranschlagten Zeitaufwand für das
Studium weit von den curricularen Vorgaben eines Voll-
zeitstudiums in der Bologna-Ära entfernt. Wie Metzger
(2010, S. 297) vorschlägt, könnte hier eine „didaktische
und lehrorganisatorische Umstellung“ von Bachelor-Stu-
dien Abhilfe schaffen. Modul- und Blockorganisation
würden es Studierenden erlauben sich länger auf einen
Themenbereich zu konzentrieren und Prüfungsleistun-
gen gleichmäßig auf das Semester zu verteilen. 

Ähnliche Überlegungen konnten bei
der Entwicklung der sozialwissen-
schaftlichen Studieneingangs- und
Orientierungsphase an der Universität
Wien bisher kaum berücksichtigt wer-
den. In Zeiten allgemeiner Finanz-
knappheit an öffentlichen Hochschu-
len, musste die SOWI-STEOP mit ge-
ringen finanziellen und räumlichen
Ressourcen gestaltet werden, was in
der Konzeption von didaktischen Mo-
dellen resultierte, die bemüht sind
nicht-prüfungsimmanente Massenlehr-
veranstaltungen durch Blended Lear-
ning flexibler und interaktiver zu ge-
stalten. Die Erreichbarkeit der Studie-
renden mit freiwilligen Unterstüt-
zungsangeboten ist natürlich begrenzt,
nicht zuletzt aufgrund der steigenden
zeitlichen Belastung der Studienanfän-
ger/ in nen. Auch lässt sich auf Seiten
der Studierenden ein allgemein stei-
gender Druck im Studium feststellen,
der von diesen als direkte Auswirkung

des Bologna-Systems wahrgenommen wird. Kritisch
wird von Studierenden auch die studentische Nicht-Be-
teiligung an hochschulpolitischen Entscheidungsprozes-
sen in der Bologna-Ära beurteilt (z.B. Allens -
pach/Husfeldt 2012). 
In die Weiterentwicklung der SOWI-STEOP und damit
eines wesentlichen Teils der sozialwissenschaftlichen Ba-
chelor-Studien an der Universität Wien konnten studen-
tische Meinungen zumindest partiell einfließen. Einer-
seits durch wiederholte Befragungen und Evaluationen,
andererseits durch die Teilnahme an Arbeitsgruppen, die
das Bachelor-Curriculum in den Sozialwissenschaften
neu strukturieren mussten. Neben universitären Struk-
turveränderungen und Vorgaben, denen sich die SOWI-
STEOP unterordnen muss, sind es auch politische Pro-
zesse, die die Hochschulentwicklung bestimmen. 
Für das Wintersemester 2011/2012 musste nach Vorga-
ben des Gesetzgebers eine Neugestaltung aller Stu -
dieneingangs- und Orientierungsphasen in Österreich
vorgenommen werden. Entsprechend wurde auch das
bisherige Betreuungsangebot in der SOWI-STEOP an die
neuen Rahmenbedingungen angepasst. Ob dabei die
bisher in der STEOP realisierten Gewinne, wie die Ver-
besserung der überfachlichen Kompetenzen und die Fle-
xibilisierung des Studiums, erhalten bleiben, muss noch
erhoben werden. Ebenso wird sich zeigen, ob Stu -
dieneingangsphasen generell als Resultat des – beson-
ders in den deutschsprachigen Ländern kontrovers dis-
kutierten – Bologna-Prozesses (z.B. Görts 2011) an Ak-
zeptanz unter allen Beteiligten gewinnen. 
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ochschul-Szene
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Admittedly, there is a vast amount of attempts to integrate e-learning and blended learning respectively into the
study programme. However, these have until now been seldom designed for mobile communication using iPads
in combination with Internet blogs based on the further expanded wireless network and tested in the context of
advanced teaching concepts. Technical and communication skills are thereby fostered at the same time. Since
2010, the University of Kassel has started testing in the project “Mobile University”. Andreas D. Schulz used the
new opportunities within the framework of project-oriented studies in political science. In his article Mobile On-
line Project Seminar “Internet Policy and Weak Interests”, he reports on the approach and its results.

Andreas D. Schulz

Mobiles Online-Projektseminar 
„Internetpolitik und schwache Interessen“

Andreas D. Schulz

Die berufliche Praxis wird immer mehr geprägt vom In-
ternet und mobilen Geräten (Smartphones, Laptops,
iPads), um mit Kolleg/innen schnell zu kommunizieren,
Informationen kurzfristig zu suchen oder anderen zur
Verfügung zu stellen. Diese Kommunikationskompeten-
zen sind daher auch eine Anforderung an das Hoch-
schulstudium. Die Universität Kassel startete hierfür
schon 2010 das Projekt „Mobile Hochschule“. Das Hes-
sische Wissenschaftsministerium förderte in der ersten
Phase die Anschaffung von 250 iPads und den Ausbau
des WLAN-Netzes auf dem Campus mit 200.000 Euro.
Seitdem können die Geräte in verschiedenen Stu -
diengängen (z.B. Informatik, Wirtschafts- und Rechts-
wissenschaften, Politikwissenschaften) in der Lehre ein-
gesetzt werden. Für die Politikwissenschaften eignete
sich die Nutzung der mobilen Geräte besonders für die
projektorientierte Lehre. Im Modul „Forschung und Pra-
xis“ sollen die Studierenden selbstständig eine These
empirisch überprüfen. Der kombinierte Einsatz von
iPads und Internet-Blog zeigte, dass die Studierenden
motivierter, schneller und intensiver ihre Projekte ver-
folgten und schließlich erfolgreich und mit mehr Spaß
dieses Modul absolvierten. 

1. Kurzbeschreibung des Projektseminars 
Ab dem 4. Semester ihres Studiums absolvieren die Stu-
dierenden der Politikwissenschaften im Pflichtmodul
„Forschung und Praxis” ein in der Regel zweisemestriges
Projektseminar. Die iPads wurden in diesem Seminar an
die Studierenden ausgegeben, um die Planung und Be-
arbeitung der Projekte zu unterstützen sowie die Kom-
munikation und Unterstützung in und zwischen den ein-
zelnen Projektgruppen zu fördern.
Im Projektseminar wenden die Studierenden in selbst-
ständig entwickelten und durchgeführten Forschungs-
projekten ihre methodischen Kenntnisse an, vertiefen

ihr Wissen über politische Strukturen und Prozesse im
empirischen Feld und lernen Berufsfelder für Politologen
kennen. Neben diesen inhaltlichen Zielen ist ein weite-
rer Schwerpunkt des Seminars der Erwerb methodischer,
organisatorischer und kommunikativer Kompetenzen.
Die Studierenden erhalten in der Präsenzveranstaltung
einen thematischen Einstieg und Unterstützung bei der
Bearbeitung ihrer Projekte. Außerhalb der Präsenzzeiten
erarbeiten die Studierenden selbstständig Fragestellung,
Untersuchungsziele, Hypothesen und das Untersu-
chungsdesign. Sie arbeiten den Literaturstand für das
Projekt auf und führen die qualitative oder quantitative
Erhebung durch.
Arbeits- und Kommunikationsmittel im Projektseminar
war der Blog www.verbraucherdatenschutz.net. Die
Nutzung des Blogs im Seminar basiert auf der Web-
Quest-Methode, die die selbstständige, internetbasierte
Bearbeitung und Analyse komplexer Fragestellungen un-
terstützt. Die Studierenden besitzen meist keine eigenen
Projekterfahrungen. Sie haben daher erhebliche Proble-
me bei der Informationsrecherche und der Systematisie-
rung der empirischen Daten. WebQuest unterstützt
durch die  Dokumentation der Projektaufgaben, der Ar-
beitsschritte, hilfreichen Links und Literaturangaben den
Forschungsprozess. Im Mittelpunkt steht die Analyse
und Weiterbearbeitung der Informationen aus dem In-
ternet und den quantitativen oder qualitativen Erhebun-
gen. Neben der Aneignung des fachlichen Wissens för-
dert WebQuest auch die Medien- und Sozialkompetenz
der Studierenden (z.B. schnelles Erfassen von Informatio-
nen, Umgang und Einschätzung der Informationen aus
dem Internet, Teamarbeit, Kommunikation, Organisa -
tion). Die Teilnehmer/innen im Projektseminar verein-
barten mit dem Dozenten Nutzungsregeln für den Blog,
u.a. alle Informationen zum Literatur- und Forschungs-
stand, die empirischen Ergebnisse, Auswertungen und
Ergebnisse ihrer Projekte im Blog einzutragen.

Anregungen  fü r  d i e  P rax i s /
E r f ah rungsbe r i ch teHSW
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2. Nutzungsspektrum der iPads 
in der Veranstaltung

Die iPads und der Blog unterstützen von Anfang an den
Planungs- und Durchführungsprozess der empirischen
Studien im Projektseminar. Erstens konnten die Diskus-
sion und Recherchen zeit- und ortsunabhängig durchge-
führt werden. Die Projektgruppen trafen sich außerhalb
des Seminares regelmäßig auf dem Campus oder in der
Bibliothek. Das Nachschlagen von Informationen im Li-
teraturbestand, Online-Zeitungen oder in den Internet-
Auftritten relevanter Organisationen war mit den Gerä-
ten möglich. Die Ergebnisse der Diskussionen und Re-
cherchen vor, während und nach den Präsenzveranstal-
tungen konnten zweitens mit den Geräten direkt in den
Blog eingetragen werden. Durch verschiedene Katego -
rien im Blog (Ziele, These, Literatur, News, Interviewer-
gebnisse etc.) war zudem eine Systematisierung der Ein-
träge möglich, die die Studierenden zum Nachschlagen
und bei der Erstellung des Projektberichtes unterstütz-
ten. Der hohe technische Standard der iPads ermöglicht
zudem eine schnellere Internetrecherche und Bearbei-
tung der empirischen Informationen. Außerdem ent-
wickelten die Studierenden den Blog gemeinsam zu
einer Wissensdatenbank zu Datenschutzfragen weiter,
d.h. alle Projektgruppen konnten die eingestellten
Daten und Literaturrecherchen nutzen. Drittens wurden
die iPads zur Kommunikation zwischen den Studieren-
den und mit Dritten eingesetzt. Dabei nutzten die Stu-
dierenden die E-Mail-Funktionen (WebMail), aber auch
die Diskussionen der Projektgruppen in StudiVZ (die
Studierenden haben in StudiVZ eigene Gruppen ange-
legt) konnten ortsunabhängig geführt werden. Wichti-
ger Bestandteil der Kommunikation war die Kommen-
tarfunktion im Blog. Neben den direkten Diskussionen
in den Präsenzveranstaltungen sollten die Studierenden
mit Hilfe der iPads ihre Kommunikationskompetenz
auch mit Hilfe dieser Funktion trainieren. Leider hat
diese virtuelle Kommunikation über die Kommentare
nicht funktioniert. Viertens unterstützten die Geräte das
Zeitmanagement der Projekte und motivieren die Stu-
dierenden in der Bearbeitung der Projekte. Das Seminar
setzte mit dem Einsatz der Geräte bewusst an der Le-
benswelt der Studierenden an. Durch zeitliche Vereinba-
rungen waren die Studierenden zudem dazu aufgefor-
dert, die Arbeitsschritte fristgerecht zu erledigen. Die
mobilen Geräte erlaubten eine orts- und zeitunabhängi-
ge Bearbeitung und Kontrolle der Projekte, ohne dass
ein PC-Arbeitsplatz daheim oder in der Bibliothek aufge-
sucht werden musste. Schließlich konnte der Seminarlei-
ter in den Veranstaltungen oder außerhalb den Verlauf
der Projekte beobachten, Kommentare zeitnah kontrol-
lieren, eigene Kommentare zeit- und ortsunabhängig
verfassen sowie die Aktivität einzelner Studierender ein-
sehen. Insgesamt zielte der Einsatz der iPads auf eine
zeitnahe Bearbeitung fachwissenschaftlicher und empiri-
scher Projektfragen im Blog während der Präsenzveran-
staltung, auf die Unterstützung der Kommunikation und
Kritikfähigkeit zwischen den Studierenden und auf die
Förderung der Projektdurchführung ab.

3. Erfahrungen aus dem 
mobilen Projektseminar

Für die Evaluation des Einsatzes der iPads und des Inter-
netblogs wurde ein schriftlicher Fragebogen entwickelt
sowie Gruppengespräche durchgeführt.

Internetblog als Arbeitsplattform
Insgesamt erstellten die Studierenden 137 Einträge und
35 Kommentare im Blog. Im weiteren Verlauf der Pro-
jekte. Die Häufigkeit der Einträge variiert aber zwischen
den Studierenden sehr stark. Nur vier Studierende er-
stellten mehr als 10 Einträge (43%), 7 Studierende fünf
und mehr Einträge (30%) und 11 Studierende weniger
als fünf Einträge (48%). Drei Studierende beteiligten sich
gar nicht an dem Internetblog (13%). Einerseits spre-
chen diese Unterschiede in der aktiven Beteiligung am
Internetblog für eine Arbeitsteilung innerhalb der Pro-
jektgruppen. Jeweils die gleichen Studierenden haben
die Verschriftlichung bzw. Dokumentation der Projekt-
arbeiten im Internetblog übernommen. Anderseits kön-
nen diese Differenzen auch mit unterschiedlichen Me-
dienkompetenzen erklärt werden.

Bewertung des Gerätes
Die meisten Studierenden schätzten die Leichtigkeit und
Kompaktheit, die Schnelligkeit die lange Batterielaufzeit
und die vielen Applications (Apps) des iPads als wesent-
liche Vorteile des Gerätes ein. Als große Nachteile nann-
ten die meisten Studierenden die fehlende USB-Schnitt-
stelle (usb mass storage device) und das fehlende Multi-
tasking.

Nutzung des Gerätes
Das Gerät wurde häufig für den Zugriff auf Literatur-Da-
tenbanken (springer, wiso-net, Universitätsbibliothe-
ken), für fachliche Einträge und Kommentare im Inter-
netblog sowie für E-Mails verwendet. Das Erstellen und
Hochladen von Protokollen, den Zugriff auf moodle und
externe Blogs nutzten die meisten Studierenden weniger
häufig. Selten kamen die Geräte für die Kommunikation
mit dem Dozenten und für die Projektorganisation zum
Einsatz. Die fachliche Recherche und Übertragung der
Informationen in den Internetblog war somit die am
häufigsten genutzte Anwendung, während die Kommu-
nikation und die Organisation der Projekte eher durch
andere Medien erfolgten. Das iPad scheint damit Re-
cherchen und die Nutzung von Internetblogs zu unter-
stützen, während Tätigkeiten wie die Kommunikation
und Organisation eher durch andere Medien erfolgt. Die
Geräte förderten daher anscheinend die fachliche Kom-
petenz und die Kommunikationskompetenz  gut bis sehr
gut, während die Organisationskompetenz weniger
durch die iPads gesteigert wurde.

Einfluss auf das Lernen
Die meisten Studierenden stimmten der Aussage zu,
dass das Lernen mit den iPads mehr Spaß macht. Die
Motivation, sich auf den Lernstoff und die Projekte ein-
zulassen, scheint damit gegenüber anderen Lernformen
deutlich höher zu sein. Eher durchschnittliche wird das
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iPad hinsichtlich der Kooperation mit anderen und der
Förderung der Vor- und Nachbereitung des Seminars
eingeschätzt. Die Studierenden konzentrierten die Re-
cherchen und Blogeinträge zunehmend auf die Präsenz-
veranstaltungen, da hier vor allem spezifische Recher-
cheaufgaben gegeben wurden und einen großen Teil der
notwendigen Informationen für die Projekte abdeckten.
Der Einfluss der iPads auf die Dauer, die Intensität und
den Zeitdruck beim Lernen wurden von den meisten
Studierenden als eher schwach bis überhaupt nicht ein-
geschätzt.

Zufriedenheit und erklärende Faktoren
Insgesamt waren die meisten Studierenden mit dem
Einsatz der iPads zufrieden. Positive Bewertungen des
Einsatzes der Geräte bescheinigen die Studierenden für
den Seminarblog, insbesondere von Kommentaren und
Protokollen, sowie für die Projektorganisation und der
E-Mail-Kommunikation. Die iPads fördern demnach die
Lernmotivation der Studierenden, wenn die Geräte für
inhaltliche Recherchen und für die Kommunikation ge-
nutzt werden können. Die Gruppendiskussionen zeigten
die Bedeutung der Geräte für die Kommunikation zwi-
schen den Studierenden. Die Geräte erleichterten
zudem auch die Projektarbeiten und die Nutzung des
Seminarblogs: „Da die iPads ständig mitgeführt wurden,
erleichterte dies die Projektarbeiten. Eine schnellere Re-
cherche war so möglich und Blogeinträge konnten so-
fort hochgeladen werden“ (Protokoll einer Studieren-
dengruppe).

4. Fazit

Zusammenfassend hat sich der Einsatz der Geräte in
Verbindung mit einem Internetblog im Projektseminar
gelohnt. Insbesondere konnten durch die iPads die Mo-
tivation und die Strukturierung der Projektarbeit erhöht
werden. Schwierigkeiten bereiteten den Studierenden
die noch mangelhafte technische Ausstattung (fehlende
USB-Schnittstelle, schwieriges Schreiben längerer Texte
auf der virtuellen Tastatur) der iPads. Während die fach-
lichen Kompetenzen mit den Geräten gut gefördert wur-
den, zeigten sich Schwierigkeiten bei den Kommunikati-
onskompetenzen, die m.E. mit den unterschiedlichen
technischen Kompetenzen der Studierenden begründet
werden können. Dennoch können sich die Studierenden
einen breiten Einsatz mobiler Geräte in ihrem Studium
sehr gut vorstellen.

Zum Projektblog: 
www.verbraucherdatenschutz.net

Zur „Mobilen Hochschule“: 
http://cms.uni-kassel.de/unicms/?id=35279 

n Dr. Andreas D. Schulz, bis 2011 wissen-
schaftlicher Mitarbeiter, Universität Kassel, 
E-Mail: andreasd.schulz@uni-kassel.de
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Jenna Voss: Zielgerade Promotion. Auszüge aus dem Tagebuch einer Doktorandin

Maja hat sich entschlossen, ihren beruflichen Traum wahr zu machen: 

Sie will eine Doktorarbeit schreiben und Wissenschaftlerin werden.

Zuversichtlich startet sie ihr Promotionsprojekt, doch der Weg zum
Titel wird schon bald zu einem unberechenbaren Schlängelpfad
durch unübersichtliches Gelände. 

Ihr Projekt verwandelt sich in ein siebenköpfiges Ungeheuer, das sie
zu verschlingen droht. 

Doch sie gibt nicht auf.

Das Tagebuch beschreibt den Umgang mit Höhen und Tiefen beim
Schreiben einer Doktorarbeit auf der Prozessebene. 

Die Ich-Erzählerin, Maja, schildert ihre Erfahrungen und zeigt Mög-
lichkeiten und konkrete Bewältigungsstrategien auf, mit denen sie
schwierige Phasen, Zweifel, Konflikte, Blockaden und sonstige Hür-
den in der Promotionsphase erfolgreich überwindet. 

Sie nutzt ihre Erkenntnisse für eine tiefgreifende Persönlichkeitsent-
wicklung. Ihre beharrliche Selbstreflexion führt sie durch alle Hinder-
nisse hindurch bis zum Ziel.
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Wim Görts (Hg.): Tutoreneinsatz und Tutorenausbildung
Studierende als Tutoren, Übungsleiter, Mentoren, Trainer, Begleiter und Coaches – 

Analysen und Anleitung für die Praxis

Wie können Tutorien Lernen fördern? Im Mittelpunkt dieses Bandes
stehen Konzepte für Tutorien, Übungen und andere Lehr- und Bera-
tungssituationen, in denen Studierende andere Studierende begleiten.
Die Akteure heißen Tutoren und Tutorinnen, aber manchmal auch -  je
nach Einsatzgebiet -Übungsleiter, Trainer, Coaches, Schreibbegleiter
und Mentoren. Zehn Autorinnen und Autoren, allesamt wissenschaft-
lich Lehrende, zeigen, in welcher Art und Weise sie Studierende dabei
unterstützen, einen eigenen Zugang zur Wissenschaft zu bekommen. 
Dieser Zugang bezieht sich z.T. auf ein Studium, das sich dem Diktat
einer ausschließlichen Orientierung auf die (behaupteten) Bedürfnisse
des Arbeitsmarktes entzieht. 
Dabei werden studentische Tutoren hinzugezogen, die sorgfältig ge-
schult sind. Besonderes Gewicht hat die Frage, wie die Tutoren eine ge-
meinsame Vertrauensbasis mit den Studierenden schaffen können,
damit diese sich ermutigt fühlen, vorgegebene Studienmuster und -in-
halte in Frage zu stellen, urteilsfähig zu werden und eigene Wege zu
gehen. 
Daneben geht es um die Feststellung des Erfolges von Tutorien, um
Hindernisse und Grenzen sowie um Auswertungen, die es erlauben, auf
eine Veränderung der Ausbildung zu schließen.
Lehrende, Tutorenausbilder, Bildungsexperten und Hochschuldidakti-
ker finden Analysen zu Zielen, Aufgabenbereichen und Arbeitsweisen
von Tutoren und daraus entwickelte Schulungsprogramme für die Tu-
toren oder vorausgeschickt für eine Ausbildung der Ausbilder solcher
Tutoren.
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